
„Unsere Kunden sind die 
Unternehmen“, verkün-
dete ÖVP-Wirtschafts-
ministerin Schramböck. 
Wer Grün gewählt hat, hat 
auch diese Leute gewählt. 
Die Arbeitsteilung „Grün 
kriegt Klima und Anti-
Korruption, die ÖVP den 
Rest“ entbindet die frisch 
gebackene Regierungspar-
tei nicht von der Verant-
wortung für die ÖVP-Po-
litik. Und die ist die Glei-
che wie zuvor. Auf keiner 
Ebene nimmt die neue Re-
gierung die Schweinereien 
von Schwarz-Blau zurück. 
Ja, bei Umwelt stehen jetzt 
ein paar ehrgeizige Phra-
sen im Programm (s. da-
zu Seite 2), aber für die 

Regierung ist klar: Sie ist 
die Interessensvertretung 
der Konzerne. „Stand-
ortsicherung“, „wettbe-
werbsstark“,... - solche 
Begriffe prägen das Pro-
gramm. Mehr über den 
Sinn sagen aber Wör-
ter wie „Nulldefizit“ und 

„Schuldenabbau“. Gleich-
zeitig werden 1,7-2 Milli-
arden € den Konzernen an 
Körperschaftsteuer erlas-
sen, soviel ist schon fixiert. 
Der Staat verzichtet also 
auf Steuereinnahmen und 
gibt gleichzeitig mehr für 
Förderungen von Unter-

nehmen aus. Die Schlüs-
selfrage ist: Wie wird das 
finanziert? Was als „Ver-
antwortung gegenüber 
der jüngeren Generati-
on“ verkauft wird, ist ei-
ne erneuerte Kampfansa-
ge an alle Arbeiter*innen, 
Jugendlichen und auch 

an  Pensionist*innen. Wir 
kennen die Agenda der 
ÖVP gegen die Mindest-
sicherung, gegen die So-
zialversicherung und für 
Steuersenkungen für Kon-
zerne und Superreiche. 
WKO, IV&Co wurden 
mit dem schwarz-blau-
en Rückenwind bei KV-
Verhandlungen&Co im-
mer aggressiver. Die 
Kampfmaßnahmen der 
Gewerkschaften dagegen 
haben zugenommen, sind 
aber immer noch viel zu 
wenig. 

Natürlich werden 
die Unternehmen die-
se Offensive fortsetzen.  
Viele, die gegen Schwarz-
Blau gekämpft haben, 
werden sich jetzt freu-
en, die FPÖ nicht mehr in 
der Regierung, sondern in 
der Krise zu sehen. Und 
ja: Es ist besser, wenn kein 
Rechtsextremer den Be-
fehl über die Polizei hat. 
Aber sonst ist nicht viel ge-
wonnen, wenn die gleiche 
Politik bei Sozialem, Wirt-
schaft, Bildung, Gesund-
heit, aber auch Rassismus 
und Repression fortgesetzt 
wird. Wir brauchen Wi-
derstand, und zwar mehr 
als bisher,um das zu ver-
hindern!

Till Ruster

 Die SLP fordert:
 F ÖGB und Betriebsräte 
müssen mobilisieren!

 F Kämpfen wir für ein 
Offensivprogramm 
und machen wir 
Schwarz-Blau 
rückgängig!

 F Knüpfen wir an Bewe-
gungen zu Klima, KV 
&Do-Demos an und 
bringen sie zusammen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI-Mehrheit): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Ein hoher Preis für das Klima?
Die Darstellung von führenden Grünen ist „Fürs 
Klima muss man Zugeständnisse machen“. Die 
ÖVP besetzt das Finanzministerium. In Kom-
bination mit einem „ausgeglichenen Bundes-
haushalt“ kann das letztlich bedeuten, dass von 
all den großen Ankündigungen wenig konkret 
überbleibt bzw. die Arbeiter*innenklasse bezah-
len soll.                                                      Seite  2 

USA: Weg mit Trump?!
Am 18. Dezember wurde Donald Trump als erst 
dritter US-Präsident angeklagt. Die Demokra-
ten klagen wegen „Machtmissbrauchs“ und „Be-
hinderung der Justiz“. Die sozialen und ökologi-
schen Verbrechen von Trump, seine Kriegspoli-
tik etc. sind kein Thema. Keely Mullen und Kai-
lyn Nicholson von Socialist Alternative aus den 
USA berichten.                   Seite   12

Schwerpunkt
Die Autobranche ist ei-
ne Schlüsselindustrie der 
Weltwirtschaft. Trends 
und Entwicklungen sind 
hier besonders deutlich. 
So auch, wie die Klimak-
rise für Profitzwecke ge-
nutzt wird.           Seiten 7-10

Sebastian Kurz wird genau 
so weitermachen wie bisher -
weil die Grünen es ihm erlauben!
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Türkis-Grün? 
Wir sehen nur Schwarz!
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Von Sonja Grusch Wer grün ge-
wählt hatte, um eine Neu-
auflage der letzten Regierung 
zu verhindern, steht vor den 
Scherben dieser Taktik. Denn  
auch das rassistisch-neolibe-
rale Law & Order-Programm 
der FPÖVP-Regierung steht in 

weiten Teilen nun im Koalitionspakt mit den Grünen.  
Seit den 1980er Jahren dominiert die FPÖ die Po-
litik und treibt die anderen Parteien vor sich her. 
Das liegt nicht bloß an einer besseren Medienstra-
tegie, sondern daran, dass die FPÖ offener und bru-
taler sagt, was auch andere Parteien sagen. „Quo-
ten für Migration“ sind kein qualitativer Unter-
schied zu „Ausländer raus“. Wer Frontex ausbau-
en und die „Grenzen schützen“ will, nimmt in 
Kauf, dass Flüchtlinge an ebendiesen sterben. Die-
se Linie ist die logische Konsequenz einer „ös-
terreichischen“ Politik. Alle etablierten Partei-
en geben vor, Politik „für Österreich“ zu machen. 

Auch wenn manche „Solidarität“ mit anderen er-
gänzen, so gilt doch für alle „Österreich zuerst“. 
D.h. also alle anderen kommen an zweiter Stelle.  
Diese im Kern nationalistische Linie tut so, als ob es 
gemeinsame Interessen aller „Österreicher*innen“ 
gäbe. Als ob Haselsteiner und ein Bauarbeiter, Ma-
teschitz und eine Kindergärtnerin oder Kurz und 
ein Krankenpfleger die gleichen Interessen hätten. 
Doch die Unterschiede ergeben sich nicht aus der 
Zufälligkeit, in welchem Land man geboren wurde, 
sondern daraus, ob man arm oder reich ist, ob man 
auf einen Job angewiesen ist oder von der Arbeit 
anderer lebt. Rassismus lässt sich nicht mit einer 
pseudo-gefinkelten Wahltaktik oder softerem Ras-
sismus bekämpfen, sondern nur, indem Menschen 
unterschiedlicher ethnischer, aber gleicher sozi-
aler Herkunft gemeinsam kämpfen. Und zwar für 
ihre tatsächlichen gemeinsamen Interessen gegen 
die (ebenfalls gemeinsamen) Interessen der Herr-
schenden.

Eine „Abgabe“ von 12 Eu-
ro pro Flugticket - das 
ist bisher die konkretes-
te Maßnahme der „Öko-
sozialen Steuerreform“. 
Daran ist so gut wie al-
les falsch: Es eine Steu-
er, weil nicht zweckge-
bunden. Sie ist nicht so-
zial, da sie Erwerbstätige 
belastet, während Unter-
nehmen Flugkosten wei-
terhin von der Steuer ab-
setzen können. Und sie 
ist nicht ökologisch, weil 
Inlandsflüge zwar ver-
teuert, Fernflüge aber 

verbilligt werden. Ob ei-
ne tatsächliche Redukti-
on des Flugverkehrs und 
damit des CO2-Aussto-
ßes damit erreicht wird, 
ist zumindest fraglich, da 
im konkreten Fall häu-
fig keine attraktiveren 
Möglichkeiten (Bus oder 
Bahn) zur Verfügung ste-
hen. Gleichzeitig wird 
die dritte Piste am Flug-
hafen Wien gebaut. Eine 
Umrüstung der Mobili-
tät auf Klimaneutralität 
wird so jedenfalls nicht 
im Ansatz erreicht.

Mogelpackung Ticketabgabe
und Flugverkehr

Förderung der Klimakiller
im grünen Gewand

Die FPÖ sitzt auch in
der Regierung
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Eine Milliarde müsste in die 
Öffis laut AK pro Jahr in-
vestiert werden, um die 
Klimaziele von Paris zu 
erreichen. Das entspricht 
etwa der Hälfte von dem, 
was türkis-grün den Un-
ternehmen durch die Sen-
kung der Körperschaft-
steuer schenken wird. 
Dass das, was die Regie-
rung bereit sein wird, zu 
investieren, sich daran an-
nähert, ist unwahrschein-
lich. Auch drängt die EU 
auf eine Privatisierung der 
ÖBB, was heißt, dass der 

Staat die Investitionen in 
lohnende Strecken für Un-
ternehmen übernimmt.

Beim Straßenverkehr 
bleibt alles beim Alten. Der 
Lobautunnel kommt. Das 
Dieselprivileg fällt nicht. 
Autobahnen werden aus-
gebaut. Die langjähri-
ge Forderung der Grünen 
nach einem Verbot von 
Verbren nu ngsmotoren 
kommt nicht. Die Pend-
lerpauschale bleibt für 
Autofahrer*innen reser-
viert und ist ein Geschenk 
für Besserverdiener*innen.

Die Darstellung von füh-
renden Grünen ist „Fürs 
Klima muss man in an-
deren Bereichen Zuge-
ständnisse machen“. Die 

ÖVP besetzt das Finanz-
ministerium. In Kombi-
nation mit dem Ziel ei-
nes „ausgeglichenen Bun-
deshaushaltes“ kann das 
letztlich bedeuten, dass 
von all den großen An-
kündigungen wenig kon-
kret über bleibt bzw. die 
Arbeiter*innenklasse be-
zahlen soll. Die Umver-
teilung von unten nach 
oben geht weiter und wird 
mit Eintreten der nächs-

ten Wirtschaftskrise noch 
beschleunigt werden.

Nicht einmal im Umwelt-
bereich sind wirklich „gro-
ße Würfe“ geplant, die Pläne 

sind vage und bleiben hinter 
den notwendigen Maßnah-
men meilenweit zurück. So 
soll je eine Milliarde für den 
Regionalverkehr außerhalb 
der Ballungsräume und eine 
für den Nahverkehr in Groß-
städten ausgegeben werden. 
Das ist eine Einmahlzahlung. 
Es ist unklar, wie sie finan-
ziert wird. Nötig wäre laut 
AK eine jährliche Investition 
von 1 Milliarde Euro alleine in 
den Bahnverkehr.

Bei der Wärmedämmung 
soll die Sanierungsrate in 
Richtung 3% erhöht wer-
den. Derzeit liegt die Rate 
unter 0.5%. Vermieter*innen 
sanieren nicht, weil das bei 
Altbauten teuer ist und Pro-
fite angreift. Nun kriegen 
Eigentümer*innen Förde-
rungen. Früher forderten die 
Grünen eine Sanierungs-
pflicht. Nun sind sie umge-
knickt.

Der Ökostrom wird ausge-
baut. Aber auf Kosten der 
Verbraucher*innen. Die zah-
len das über die Ökostro-
mumlage aus ihren Strom-
rechnungen. Das fördert 
private Stromkonzerne. Die 
Linie große Töne, wenig da-
hinter, wir sollen zahlen, 
Profite bleiben unangetastet 
zieht sich durchs ganze Re-
gierungsprogramm.

Oliver Giel

Die Politik der Regierung belastet 
Lohnabhängige, schützt Reiche 
und bringt kaum Klimaschutz.

Ein hoher Preis für das Klima?
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Der Verkehr ist einer der 
größten Klimakiller. Die 
Lösung ist nicht der elek-
trische Individualverkehr, 
sondern ein flächende-

ckend ausreichender und 
kostenloser öffentlicher 
Verkehr. Das haben so-
gar die Herrschenden er-
kannt und setzen – be-
schränkte - Maßnahmen. 
In verschiedenen Städten, 
z.B. Tallinn (Estland) und 
Manchester (Britannien) 
gibt es in unterschiedli-
chen Varianten und oft nur 
eingeschränkt, kostenlo-
sen öffentlichen Verkehr. 
In Innsbruck und Graz gilt 
dieser im Wesentlichen 
für Tourist*innen. In Lu-

xemburg gibt es ab heuer 
den ersten landesweiten 
Nulltarif.

Freilich kann das nicht 
mit einer Politik gelingen, 

wie sie im aktuellen Re-
gierungsprogramm steht. 
Im Gegenteil: Mit einer 
Vermögens- und Reichen-
steuer sowie einer ordent-
lichen Besteuerung von 
Gewinnen großer Unter-
nehmen lässt sich öffent-
licher Verkehr finanzie-
ren. Auch ist dieser der-
zeit kostenintensiv, weil 
er zum Teil von privaten 
Unternehmen durchge-
führt wird. Auch öffent-
liche Unternehmen un-
terliegen dem marktwirt-

schaftlichen Konkurrenz-
kampf. Wenn hingegen 
der öffentliche Verkehr 
ganz in öffentlicher Hand 
ist, fällt der Profit weg. 

Wenn die Verwaltung der 
Öffis nicht durch ein am 
Markt orientiertes Ma-
nagement, sondern durch 
Vertreter*innen der Pas-
sagiere – die ja in ih-
rer überwiegenden Zahl 
A r b e it n e h m e r*i n n e n , 
Jugendliche und 
Pensionist*innen sind – 
passiert, dann kann der 
öffentliche Verkehr flä-
chendeckend ausgebaut 
werden, ohne auf „Renta-
bilität“ Rücksicht nehmen 
zu müssen.

Doch ein von den Kli-
makillern finanzierter 
Nulltarif wird von der 
etablierten Politik nicht 
kommen, er muss von 
uns erkämpft werden. Die 
kommende Wien-Wahl 
kann dafür genutzt wer-
den. Sehr gut macht das 
in diese Richtung der von 
Fridays For Future unter-
stützte Jugendrat, der u.a. 
ein gratis Wien-weites 
Öffi-Ticket fordert.

Eine aktive Kampag-
ne kann Druck machen 
– denn die Führung der 
Gewerkschaften darf 
nicht aus der Verantwor-
tung gelassen werden. 
Arbeitnehmer*innen, Ar-
mutsbetroffene, Jugend-
liche sind die Leidtragen-
den der Klimakatastro-
phe! 

Helga Schröder

Zitat von Göring, dass 
die "Waffen-SS anfangs 
nichts anderes war 
als die Kinderfreun-
de der SPÖ", “Frauen 
wollen Privilegien [...], 
aber wollen ihre Beine 
nicht spreizen”, Wer-
bung machen mit dem 
Treuelied der SS (an 
der Linzer Kepler Uni): 
Das sind Aussagen der 
selbsternannten Eli-
te von rechts-außen-
Uni-Professoren. Da-
zu gehört Lothar Hö-
belt (erste beiden Bei-
spiele), der an der Uni 
Wien unterrichtet und 
Jeff Hoeyberghs (3. 
Beispiel), ein Schön-
heitschirurg aus Bel-
gien, welcher als Red-
ner von einer dortigen 
Burschenschaft ein-
geladen war. Viele der 
Personen, die im Vor-
lesungssaal sitzen, 
sind keine 0815 Stu-
denten, sondern über-
zeugte Rechtsextreme. 
Diese fühlen sich an 
den Unis wieder ver-
stärkt wohl und es gibt 
viele weitere Beispie-
le: Werner Kuich, Alo-
is Gruber (beides Au-
la-Autoren), Wilhelm 
Brauneder… Sie wollen 
zurück zu einer Uni-
versität der finanziel-
len Eliten. Sie wollen 
die Kinder v.a. aus der 
Arbeiter*innenklasse 
durch Studiengebüh-
ren fernhalten und 
sie wollen endlich die 
konservative Wende 
und die „68er“ loswer-
den. Die Verträge dieser 
rechten Recken wer-
den aus den Unibud-
gets mit hunderttau-
senden Euro finanziert 
– damit Identitäre, RF-
Jler, Burschenschafter 
und andere Rechtsau-
ßen mittels Steuergel-
der ihre rassistischen, 
sexistischen und ho-
mophoben Ideologi-
en verbreiten können. 
Kein Wunder, dass es 
dagegen Proteste gibt: 
An der Uni in Wien z.B. 
in den Vorlesungen von 
Höbelt. Oder in Belgi-
en: Hier organisiert die 
sozialistisch-feminis-
tische Initiative ROSA 
Proteste gegen Hoey-
bergh.

Peter Hauer

Der rechte Rand

Die Verteuerung für Au-
tos je nach Emissionen bei 
gleichzeitigem mangel-
haften öffentlichen Ver-
kehr schafft keinen Um-
stieg, sondern nur Unge-
rechtigkeit. Wer es sich 
leisten kann, fährt wei-
ter mit dem SUV und wer 
es sich nicht leisten kann, 
muss im ländlichen Raum 
trotzdem weiter mit dem 
alten Stinker fahren. In 
die zweitgrößte Stadt des 
Burgenlandes, Oberwart, 
fährt seit 2011 kein Zug 
mehr.

Das geplante „1-2-3-Ös-
terreich-Ticket“ könnte 
(wenn es jemals kommt) 
ein erster guter Schritt 
sein, jedoch ohne Stre-
ckenausbau im ländlichen 
Raum bestenfalls halb-
herzig. Die Finanzierung 
bleibt völlig offen. Kon-
krete Strecken und Li-
nien finden sich nicht. 
Stattdessen wird intensiv 
auf Private gesetzt („In-
vestprogramm für Pri-
vatbahnen“, Stützung der 

„Ma rktdu rchd ri ng u ng“ 
durch öffentliche Hand…).

Firmen bekommen neben 
Steuergeschenken un-
durchblickbare Förderun-
gen: Über die Förderungs-
gesellschaft FFG gingen 
2018 685 Mio. €, über den 
Wissenschaftsfonds FWF 
230,8 Mio. € und 2017 über 
die Austria Wirtschafts-
servíce GmbH (AWS) 1.1 
Mrd. € an private Firmen 
für Forschung und Ent-
wicklung. Die Ergebnis-
se werden als Profit ein-
gestreift. Im Vergleich: die 
ÖBB erhalten ca. 3 Mrd. an 
öffentlichen Geldern.

Vermögen sind kaum wo 
so wenig besteuert wie in 
Österreich. Je nach Modell 
könnte eine (sehr nied-
rigen) Steuer auf Vermö-
gen von über einer Milli-
on Einnahmen von 3,5-10 
Milliarden pro Jahr brin-
gen. Die Gemeinde Wien 
könnte mit Nulltarif fi-
nanziert durch die Be-
steuerung von Gewinn 
und Vermögen hier Vor-
reiterin sein. Von den Rat-
hausparteien ist das aber 
nicht zu erwarten – das 
müssen wir erkämpfen.

Scheinlösungen und Halblösungen

Nur Nulltarif zusammen mit Ausbau ermöglicht 
den Umstieg auf klimagerechten Verkehr. 

Gratis-Öffis sind nötig und möglich?
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Organisationen im Sozial-
bereich klagen stets dass 
sie nicht mehr Perso-
nal einstellen oder höhe-
re Löhne zahlen können, 

weil ihnen die öffentli-
che Hand nicht mehr Geld 
gibt – und verwalten den 
Mangel anstatt ihn zu be-
kämpfen. Betroffene kön-
nen das nicht hinneh-
men.

Tatsächlich stellt bzw. 
kürzt die öffentliche 
Hand das Budget. Die 
jährliche Steigerung der 
Mehrkosten wird nicht 
abgeglichen. Bezahlt wird 

oft nach Klient*innen und 
nicht nach Einrichtungen 
obwohl z.B. bei Wohnein-
heiten die Kosten gleich 
bleiben. Das Personal ist 

chronisch unterbezahlt 
und überlastet. Oft ist 
nicht mal genug da, um 
den akuten Bedarf zu de-
cken.

In Oberösterreich fehlen 
107 Plätze in Frauenhäu-
sern und es bräuchte ins-
gesamt 50 Millionen Eu-
ro an Investitionen, vor 
allem im Behinderten-
bereich. In Wien wur-

de vor kurzem die Extra-
Berechnung für Kinder 
mit besonderem pädago-
gischem Bedarf gestri-
chen. Sie werden künftig 
gemeinsam mit bis zu 25 
Kindern betreut.

Diese Kürzungspoli-
tik geht seit Jahrzehnten 
und macht die Situati-
on unerträglich. Eine Er-
höhung von mindestens 
10% bei Personal UND 
Gehalt ist umgehend nö-
tig, es braucht mehr Geld 
von Bund und Land für 
den Sozialbereich. Dem 
müssen sich auch die Ge-
werkschaften stellen und 
endlich den Kampf um 
die Marie im Land führen. 
Die Aktivist*innen von 
„Sozial, aber nicht blöd“ 
sind dabei, den Druck da-
für aufzubauen.

Jan Millonig

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Sozialbereich ausfinanzieren!

Grün ist die Hoffnung, grün 
ist das Logo der bz-Wiener 
Bezirkszeitung. Grün sind 
auch die sauren Gurkerl, 
die der Verein „Freischrei-
ber“ der bz-Geschäfts-
führung überreichte. Die 

„Freischreiber“ organisie-
ren freie Journalist*innen. 
Mit der Verleihung der 
sauren Gurkerln protes-
tierten sie gegen miese Ar-
beitsbedingungen, niedri-
ge Honorare und intrans-
parente Strukturen bei der 
bz. Nun gilt es, diesen Pro-
test zu Widerstand zu ma-
chen.

Die GPA stellt fest: „Über 
1 Million Beschäftig-
te in Österreich haben 
keine unbefristete Voll-
zeitstelle, sondern ha-
ben andere Jobs. Mitun-
ter sind diese Jobs un-
sicher und schlecht be-
zahlt.“ Sie startet eine 
neue Website. Wir erlau-
ben uns die Frage: Wie 
konnte es überhaupt da-
zu kommen? Warum hat 
die Gewerkschaft nicht 
verhindert, dass Men-
schen in prekäre Jobs ab-
gedrängt werden und 
dort wesentlich schlech-

tere Arbeitsbedingungen 
vorfinden? Die Botschaft 
der Website: Werde Mit-
glied, wir machen das 
dann für dich, viele Mit-
glieder sind die Basis für 
gute Abschlüsse. Doch 
nicht bloß viele Mitglie-
der, sondern kämpferi-
sche Gewerkschaftspoli-
tik ist der Schlüssel zum 
Erfolg. Kämpfen mit den 
Kolleg*innen gemeinsam, 
nicht Verhandeln über die 
Köpfe der Kolleg*innen 
hinweg - das braucht es. 
Dann kommen die Mit-
glieder ganz automatisch.

Nachdem das Bordper-
sonal eine kämpferi-
sche Kolleg*in in den Be-
triebsrat gewählt hatte, 
verweigerte Laudamoti-
on die Anerkennung die-
ser Wahl – und kündig-
te die Kollegin. Nun kam 
der nächste Angriff: Für 
Pilot*innen und Kabi-
nenpersonal sollen ge-
trennte Betriebsräte ein-
gerichtet werden, um das 
Bordpersonal zu spalten. 
Die Gewerkschaft vi-
da stellt sich korrekter-
weise dagegen – verweist 
aber nur auf das geltende 

Recht. Auch die gekün-
digte Kollegin wird vor 
der Gewerkschaft nur vor 
Gericht vertreten. Es ist 
richtig, alle rechtlichen 
Möglichkeiten auszu-
schöpfen. Doch das wird 
nicht reichen, um die 
Bosse wirklich zurück-
zuschlagen. Das geht nur, 
wenn sie die Macht der 
Beschäftigten spüren: 
Durch Streiks für bessere 
Arbeitsbedingungen! Nur 
so können auch die Spal-
tungs-Versuche der Ge-
schäftsführung durch-
kreuzt werden.

Das Defizit in Pflege, Betreuung und 
Sozialarbeit mit dem Vermögen der 
Reichen und Konzerne ausgleichen.

Deutsch-Trainer*innen 
haben die Nase voll
AMS-Maßnahmen wer-
den zunehmend nicht 
nur für Arbeitslo-
se zur Qual: Auch die 
Kursleiter*innen leiden 
unter prekären Arbeits-
bedingungen. So ist es 
für Deutschtrainer*innen 
in solchen Kursen üblich, 
nicht nur in der Klas-
se zu stehen und Deutsch 
als Zweitsprache unter-
richten, sondern auch 
als verlängerter Arm des 
AMS mit endlosem Pa-
pierkram zu kämpfen, 
während man „neben-
bei“ Lebensläufe für al-
le Kursteilnehmer*innen 
erarbeiten muss – und das 
Ganze für einen Niedrig-
lohn. Dazu kommt, dass 
jede Unterrichtsstun-
de vor- und nachberei-
tet werden muss – der 
Kollektivvertrag (BABE) 
sieht hier aber nur eine 
schwammig formulierte 
„angemessene“ Arbeits-
zeit voraus. Das bedeu-
tet in meinem Fall, dass 
für 30 Stunden in der 
Klasse 4 Stunden Vor- 
und Nachbereitungszeit 
(VNZ) angerechnet wer-
den: 7 ½ Minuten pro ge-
haltener Stunde. Es ist 
unmöglich, in so wenig 
Zeit sinnvollen Unter-
richt zu gestalten – für 
Gruppen, in denen die 
verschiedensten Erst-
sprachen, Altersgruppen 
und Lerntypen zusam-
menkommen. Der Rest 
der Arbeit wird dann 
eben in der Freizeit erle-
digt, unbezahlt.

Es ist verständlich, dass  es 
bei vielen Kolleg*innen ru-
mort: „Das ist alles so ein 
Scheiß hier, ich will endlich 
einmal richtig streiken!“ 
meinte ein Kollege letztens 
in einer kurzen und ge-
hetzten Pause zu mir. Mit 
dem Wunsch ist er nicht al-
leine. Doch es ist ein Teu-
felskreis: Die Gewerkschaft 
interessiert sich kaum für 
schlecht organisierte Be-
reiche – die jedoch vor al-
lem deshalb schlecht orga-
nisiert sind, weil die Ge-
werkschaft sich nicht dafür 
interessiert. Doch immer 
mehr Kolleg*innen neh-
men das nicht länger hin. In 
den Initiativen „Deutsch-
lehrende in der Erwach-
senenbildung“ (DiE) und 
der „IG DaZ“ organisieren 
sich kritische und kämp-
ferische Kolleg*innen und 
Betriebsrät*nnen. Bei ei-
nem Treffen von DiE im 
Jänner wurden Forderun-
gen beschlossen, für die es 
sich zu kämpfen lohnt: Vor 
allem eine bessere Einstu-
fung aller Trainer*innen 
sowie 30 Minuten Vor- 
und Nachbereitungszeit 
pro Stunde. Für den Start 
der KV-Verhandlungen am 
19.2. wurde eine Protest-
aktion beschlossen. Au-
ßerdem solidarisiert sich 
DiE mit dem Kampf der 
Kolleg*innen im SWÖ-KV: 
Gegenseitige Unterstüt-
zung ist notwendig, um 
endlich Verbesserungen zu 
erkämpfen!

Sebastian Kugler, 
Deutschtrainer in Wien

R bz: RQ Auf deiner Seite!?

t

Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

Q Lauda
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Die Sozialversicherung für 
Selbstständige (SVA), bei der 
auch Freiberufler*innen und 
sogenannte „neue Selbst-
ständige“ versichert sind, 

möchte die Versicherten zum 
gesunden Leben „erziehen“. 
Diese werden zur regelmä-
ßigen Evaluierung der Para-
meter Blutdruck, Gewicht, 
Bewegung sowie Tabak- und 
Alkoholkonsum angehalten. 
Bei „guter Führung“ winken 
niedrigere Selbstbehalte.

Ob der Vitamindrink oder 
das fettreduzierte Joghurt – 
wir sind umgeben von Pro-
dukten, die an unser Ge-

sundheitsbewusstsein ap-
pellieren. Gleichzeitig sollen 
wir von ungesundem Ver-
halten abgehalten werden – 
so etwa durch abschrecken-

de Aufdrucke auf Zigaretten-
schachteln. Wir sollen so zu 
gesünderen Mitgliedern der 
Gesellschaft werden. Gesund 
bedeutet weniger Kranken-
stände und besser gerüstet 
für die Zumutungen des Ar-
beitslebens, daher verwert-
bar für das Kapital. Gesund 
bedeutet aber auch – insbe-
sondere für Frauen – eine Fi-
gur, die den gängigen Schön-
heitsidealen entspricht.

Linke Gesundheitspolitik 
muss sich gegen die neoli-
berale Propaganda der Selb-
stoptimierung und die au-
toritären Maßnahmen der 
SVA stellen. Für sie steht das 
tatsächliche Wohlbefinden 
der Menschen im Zentrum 
– nicht ihre Verwertbarkeit. 
Essen darf auch schlicht und 
einfach Genuss sein.

Zudem lenkt der Fokus auf 
die individuelle Verantwor-
tung für die eigene Gesund-
heit von den eigentlichen Ur-
sachen der Probleme ab. Wel-
che Einkaufsmöglichkeiten 
in Wohnortnähe vorhanden 
sind, welche Ernährungs-
angebote es am Arbeitsplatz 
gibt oder wie viel Zeit ne-
ben dem Alltagsstress für die 
Zubereitung von Nahrung 
bleibt, wird damit nämlich 
nicht hinterfragt. Auch der 
Umstand, dass die Besor-

gung und Zubereitung von 
Nahrung – und somit auch 
die Zusatzverantwortung für 
gesunde Ernährung – zum 
Großteil an Frauen hängen 
bleibt, wird nicht angespro-
chen.

In welchem Maß man sich 
gesunde Ernährung „leis-
ten“ kann, hat mit der sozi-
alen Situation zu tun. Die Al-
leinerzieherin, die zwischen 
Kindergarten und Job hin 
und her hetzt und sich Sor-
gen um die nächste Mieter-
höhung macht, hat wenige 
Freiräume, um sich mit ge-
sunder Ernährung zu befas-
sen. Im Gegenteil befördern 
Stress und Zeitmangel eher 
den Griff zu Fertigprodukten 
und zuckerhaltigen Limona-
den, die rasch Energie liefern.

Ernsthafte gesundheitspo-
litische Maßnahmen sind ei-
ne Arbeitszeitverkürzung bei 

vollem Gehalt sowie die Ein-
richtung von Kantinen mit 
leistbaren gesunden Menüs 
in Schulen, Betrieben und 
Nachbarschaften. Ernsthaf-
te Gesundheitspolitik be-
deutet aber auch, Konzerne 
wie Nestlé oder McDonalds, 
die mit ungesunden Produk-
ten viel Profit machen un-
ter Kontrolle und Verwal-
tung von Gewerkschaften 
und Beschäftigten zu stel-
len, um die Produktlinie zu 
verändern. Dasselbe gilt für 
Agrarkonzerne, die aktu-
ell u.a. von der EU mit unse-
ren Steuergeldern subventio-
niert werden. Ebendiese sind 
nämlich durch den massen-
haften Pestizid-Einsatz und 
ihre klimaschädliche Wirt-
schaftsweise eine Bedro-
hung für unsere Gesund-
heit.

 Nora

Gesunde Ernährung – eine soziale Frage

In welchem Maß man sich gesunde 
Ernährung „leisten“ kann, hat mit 
der sozialen Lebenssituation zu tun.

Überteuerte Eintrittspreise, 
Polizeischikanen, Kom-
merzialisierung – die Pro-
blemliste, mit der sich ös-
terreichische Fußballfans 
herumschlagen müssen ist 
lang. Der Unmut unter den 
Fans wächst. Die Österrei-
chische Fußball Bundesli-
ga und der Österreichische 
Fußballbund versuchten, 
dem in der Vergangenheit 
mit Alibiveranstaltungen 
entgegenzuwirken. Man 
traf sich einmal im Jahr zu 
Gesprächen mit den Fans, 
um anschließend doch 

wieder mit Großsponsoren 
und Polizei zu packeln. 

Heuer läuft es anders. Am 
11. Jänner boykottierten or-
ganisierte Fangruppen von 
15 österreichischen Verei-
nen das Gespräch mit dem 
ÖFB und führten stattdes-
sen ihren eigenen Fankon-
gress durch. Es war das ers-
te Mal, dass eine derartige 
Veranstaltung stattfand. Ein 
Schritt für den Aufbau einer 
kämpferischen Fanbewe-
gung gegen Kommerz und 
Polizeigewalt ist damit ge-
macht.

Die Regierung steht für die 
Anbindung von Bildung an 
die Interessen der Wirt-
schaft. Schon die Kleinen 
sollen „Wirtschaftsbildung 
und Financial Literacy“ be-
kommen. Es folgt „Entre-
preneurship Education: Er-
arbeitung eines Konzepts, 
um unternehmerisches 
Denken im Bildungssys-
tem zu verankern“ und na-
türlich sollen Firmen mehr 
mitreden, was gelehrt wird 

– inklusive steuerlicher Ab-
setzbarkeit ihrer beeinflus-
senden Investments. Auf der 

anderen Seite versucht man, 
kritisches Denken raus zu 
halten: „Weltanschauungen, 
die in Widerspruch zu un-
seren demokratischen Wer-
ten und unserer liberalen 
Grundordnung stehen, dür-
fen in Schulen nicht verbrei-
tet werden. Präventive Maß-
nahmen im Bildungsbereich, 
die das Abdriften von Kin-
dern und Jugendlichen in 
radikale Milieus möglichst 
früh verhindern, sind aus-
zubauen.“ Kann gegen sozi-
alistische Ideen auch ange-
wendet werden!

Am 12. Februar 1934 erho-
ben sich österreichische 
Arbeiter*innen gegen den 
Faschismus. Sie kämpf-
ten ohne Unterstützung 
durch „ihre“ sozialdemo-
kratische Parteiführung 
und gegen das Bundesheer. 
Die Lehren aus dem Febru-
araufstand sind auch heute 
wichtig. Mehr dazu in der 
SLP-Broschüre zu Austro-
faschismus, Austromar-
xismus und einer Analyse 
von Trotzki zur Sozialde-
mokratie: Zu bestellen un-
ter www.slp.at

Fankongress Wirtschaft in Bildung 12. Februar
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Am 14. und 15.12.2019 hat 
die Bundeskonferenz der 
SLP stattgefunden. Zwei 
Tage lang wurde über den 

Aufbau unserer Organi-
sation in Österreich und 
auf internationaler Ebe-
ne diskutiert, so wie über 
zukünftige Kampagnen. 
Grundlage für diese Dis-
kussionen war eine tief-
greifende Analyse der mo-
mentanen politischen und 
wirtschaftlichen Situation 
und wie sich diese in den 
nächsten Jahren weiter-
entwickeln wird.

Die Teilnahme an den 
Diskussionen war rege. Vor 

allem die Beiträge der jun-
gen Genoss*innen sind her-
vorzuheben. Für viele war 
es die erste Konferenz und 

trotzdem waren die Bei-
träge allesamt gut durch-
dacht und lehrreich. Auch 
wurden Grußbotschaften 
von Sektionen rund um die 
Welt vorgelesen und Gäs-
te aus Russland und Eng-
land sprachen auf der Kon-
ferenz.

Der wohl zentralste As-
pekt war der Beschluss der 
SLP, bei der Mehrheit des 
CWI, unserer internatio-
nalen Organisation, zu ver-
bleiben. Mitte 2019 spalte-

te sich eine Minderheit des 
CWI, die sich immer stärker 
in eine sektiererische Rich-
tung entwickelt, ab und 

nahm auf undemokratische 
Weise zahlreiche Ressour-
cen mit sich. Wir verur-
teilen dieses Vorgehen und 
unterstützen den Wieder-
aufbau des CWI internatio-
nal. Diese Konferenz gab der 
SLP die politische Grundla-
ge, um erfolgreich in kom-
mende Kämpfe intervenie-
ren zu können und unse-
re Organisation, so wie die 
Arbeiter*innenbewegung 
aufzubauen.

 Nicolas Prettner
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Nicht Mit Mir 2020: Sozialistische 
Frauenbewegung voranbringen!

In Anwesenheit einer belgi-
schen Aktivistin von RO-
SA reflektierten wir am 
8. Dezember das vergan-
gene Jahr. 2019 haben wir 
viel getan: Vom Seminar 
Anfang Jänner über den 8. 
März, die Regenbogenpa-
raden in Wien und Linz so-
wie verschiedene Veran-
staltungen über das gan-
ze Jahr hinweg bis zum 25. 
November, dem Tag gegen 
Gewalt an Frauen. Vor al-
lem bei jungen Frauen stieß 
unser Angebot auf Interes-
se. Auch 2020 werden wir 

Frauenunterdrückung, die 
untrennbar mit der kapi-
talistischen Ausbeutung 
verbunden ist, weiter be-
kämpfen. Neben Aktivi-
täten im Zuge des 8. März 
werden wir auch die Wien-
Wahl nutzen: Eine Ausfi-
nanzierung des Gesund-
heits- und Sozialbereichs 
ist gerade für Frauen drin-
gend nötig. Wir verlassen 
uns nicht auf schöne Wor-
te der Politiker*innen, son-
dern sind Teil der Proteste 
der Betroffenen.

Monika Jank

Vorbereitung für die kommenden Kämpfe von
Arbeiter*innen und Jugend: 
Wir haben eine Welt zu gewinnen!

Die Konferenz der SLP

Andere über uns

Für die Initiative Workers for Future sprach SLP-Mit-
glied Nora Brandes auf Radio Orange über das tür-
kis-grüne Klimaprogramm. Sie erklärte, warum 
es keine Antworten auf die Klimakrise, dafür eine 
Menge Geschenke für Banken und Konzerne bein-
haltet. Wir brauchen keinen grün gefärbten Neoli-
beralismus, sondern einen Bruch mit diesem Sys-
tem und eine demokratisch geplante Wirtschaft!

Am 10/11.1 kamen mehrere 
Hundert zur Gründungs-
konferenz von LINKS in 
der VHS 15 in Wien zu-
sammen - mit dem Ziel, 
bei den Wiener Gemeinde- 
und Bezirksratswahlen 
anzutreten. Die relativ ho-
he Teilnehmer*innenzahl 
drückt den großen 
Wunsch nach einer lin-
ken Alternative aus. Die 
große Frage, die sich stellt, 
ist, wie so eine Alternative 
entstehen kann.

Von Organisator*innen, 
aber auch einigen 
Teilnehmer*innen der 
Konferenz wurde immer 
wieder betont, dass das 
Hauptziel der Einzug in 
den Gemeinderat ist. Wir 
schreiben dazu in unse-
rer Stellungnahme zu den 
Wien Wahlen: “Das Ziel 
für Linke muss es sein, 
tatsächliche Verbesserun-
gen für die Mehrheit zu 
erkämpfen und gleichzei-
tig die Organisierung der 
Arbeiter*innenklasse vor-
anzutreiben. Deshalb ist es 
zentral, dass sich die Lin-
ke in sozialen Auseinan-
dersetzungen und Klas-
senkämpfen verankert. 
Das ist auch die Grundla-
ge, um langfristig erfolg-
reich zu sein.” ...“Wenn 
das nicht gelingt und ein 
Wahlprojekt seinen Er-
folg nur am, eher un-
wahrscheinlichen, Einzug 
in den Gemeinderat aus-
richtet und misst, besteht 
die Gefahr, viel Energie 
zu verpulvern und Aktive 
enttäuscht zurück zu las-
sen.”

Leider wurde aber gera-
de dieses Verhältnis zwi-
schen der Linken und so-
zialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen kaum 
behandelt. Unter den vie-
len geplanten Reden wa-
ren kaum Aktive aus sozi-
alen Bewegungen und kei-
ne einzige beschäftigte sich 
mit Widerstand aus Betrie-
ben und Gewerkschaften. 
Mitglieder der SLP haben 
immer wieder versucht, 
diesen Punkt einzubrin-
gen. Z.B. betonte Micha-
el Gehmacher, Betriebsrat 
beim Arbeiter-Samariter-
Bund Wien - Wohnen- und 
Soziale Dienstleistungen 
GmbH, die Notwendigkeit, 
aktuelle Auseinanderset-
zungen im Sozial- und Ge-
sundheitsbereich aufzu-
greifen. Außerdem machen 
wir im Flyer, den wir auf 
der Konferenz verteilt ha-
ben, Vorschläge, sich kon-
kret mit der Klimabewe-
gung zu verbinden.

Als SLP wollen wir auch 
in den nächsten Wochen 
diese Punkte rund um ei-
ne bewegungsorientierte 
Ausrichtung in LINKS und 
darüber hinaus einbrin-
gen: Wir schlagen die Un-
terstützung der Kämpfe im 
Gesundheits- und Sozial-
bereich (SWÖ), Kampag-
nen zur Ausfinanzierung 
des Sozialbereichs sowie 
für z.B. eine konkrete Kli-
maforderung wie z.B. für 
Nulltarif auf Öffis vor.

Christoph Glanninger
Einen längeren Bericht 

findet ihr 
auf unserer Website

Das war die LINKS-
Gründungskonferenz



Die Automobilindustrie ist 
die weltweit größte und do-
minanteste Industriebran-
che. Sie beschäftigt hun-
derttausende Menschen im 
deutschsprachigen Raum, 
zehntausende in Österreich. 
Seit 100 Jahren hat sie die 
technologische Entwicklung 
des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems bestimmt 
und war gleichzeitig immer 
wieder Schauplatz wesent-
licher Kämpfe der globalen 
Arbeiter*innenbewegung. 
Doch spätestens seit den 
1970er Jahren ist der Motor 

ins Stocken geraten. Immer 
wieder kam es zu Überpro-
duktionskrisen, denen die 
Bosse u.a. mit neuen techni-
schen Innovationen und stets 
zu Ungunsten der Beschäf-
tigten zu begegnen versuch-
ten. 

Mit der weltweiten Fi-
nanz- und Wirtschafts-
krise von 2008 begann ei-
ne neue Phase dieses Kreis-
laufs. Der Absatz brach dra-
matisch ein. Zehntausende 
verloren ihren Job. Besonders 
Leiharbeiter*innen waren 

davon betroffen. Die Branche 
forderte vom Staat finanzi-
elle Unterstützung. Ähnlich 
wie die Großbanken konn-
ten und können die Auto-
hersteller auch damit rech-
nen, diese zu bekommen. 
Denn wenn die Autobran-
che einbricht, zieht sie einen 
ganzen Rattenschwanz wei-
terer Industrien mit in den 
Abgrund. Sowohl Zuliefer-
betriebe wie auch die Stahl-
industrie bauen dann Stellen 
ab und schließen Werke. 

Um die Profite der Autoin-
dustrie zu schützen, wurden 

ab 2009 in einer Reihe von 
europäischen Ländern sowie 
Russland und den USA soge-
nannte Verschrottungsprä-
mien eingeführt. Z.B. zahl-
te die deutsche Bundesregie-
rung eine „Umweltprämie“ 
von 2.500 Euro für jedes der 
Verschrottung übergebene 
Privatauto. So sollte der Kauf 
von Neuwagen angekurbelt 
werden, Umweltbelange wa-
ren da zweitrangig. Allein in 
Deutschland wurden damit 
5 Milliarden Euro Steuergel-
der zur Rettung von Kon-

zernprofiten aufgewendet. 
2019 brachte auch die öster-
reichische Bundesregierung 
die Einführung einer solchen 
Prämie ins Spiel. 

Daneben wurde eine um-
fassende Modernisierungs-
offensive gestartet. Die Fab-
riken wurden mit neuen, di-
gital gesteuerten Maschinen 
ausgestattet. Sie sind auch von 
ungelernten Arbeiter*innen 
leicht zu bedienen, qualifi-
zierte und somit teure Fach-
kräfte wurden abgewertet. 
Längst nehmen Leiharbeits- 
und Werkverträge in der 

Autobranche immer mehr 
zu. Werke in Hochpreislän-
dern wie Deutschland wer-
den geschlossen, das Opel-
werk in Wien-Aspern wird 
zunehmend abgewickelt. 
Große Motorenfabriken ent-
stehen dagegen in Ländern 
mit niedrigem Lohnniveau 
wie zum Beispiel Ungarn. Die 
Gewerkschaftsspitzen sa-
hen dem Stellenabbau taten-
los zu. Kämpferische Beleg-
schaften mit linken Betriebs-
strukturen wie etwa bei Opel 
Bochum wurden im Kampf 

gegen Werksschließungen im 
Stich gelassen. 

Gleichzeitig begann ein bis 
heute andauernder Kon-
zentrationsprozess. So 
will sich die PSA-Gruppe, 
zu der auch Opel gehört, 
mit Fiat-Chrysler zum 
viertgrößten Autobau-
er der Welt zusammen-
schließen. 

Hinzu kam ein weiterer 
Trick: Um teure und umwelt-
schädliche SUVs unter die 
Leute zu kriegen wird nicht 
nur fleißig geworben son-
dern wurden komplexe Kre-
ditsysteme entwickelt. So ist 
es in den USA derzeit üblich, 
für den Kauf eines neuen Au-
tos das alte in Zahlung zu ge-
ben, auch wenn dieses längst 
nicht abbezahlt ist. „Spie-
gel Online“ schrieb dazu am 
30.11.2019: „Immer mehr 
Amerikaner finanzieren den 
Autokauf mit extrem lang 
laufenden Krediten. Oft sind 
die Schulden am Ende höher 
als der Wert des Fahrzeugs. 
Die Parallelen zur Finanzkri-
se 2007 sind erschreckend.“

Zwar konnte durch all die-
se Maßnahmen der weltwei-
te Autoabsatz vorüberge-
hend wieder gesteigert wer-
den, spätestens jetzt ist da-
mit aber wieder Schluss. In 
China sind die Verkäufe seit 
2018 rückläufig. Die besten-

falls stagnierenden Reallöh-
ne, der Dieselskandal sowie 
die wachsende Kritik am 
motorisierten Individualver-
kehr durch die Klimabewe-
gung tun ihr übriges. Allein 
in Deutschland drohen die 
Autokonzerne bis 2030 mit 
über 600.000 Jobverlusten. 
Das wird Auswirkungen auf 
Österreich haben, hier ist je-
der 9. Job von der Branche 
abhängig. 

Auch und gerade für die 
Arbeiter*innenbewegung 
ist dies eine große Her-
ausforderung. Klar ist: Ein 
„weiter wie bisher“ kann 
es nicht geben. Die von den 
Gewerkschaftsspitzen ver-
folgte Strategie, Standorte 
im eigenen Land gegen je-
ne in anderen Ländern aus-
zuspielen hat schon in der 
Vergangenheit nicht funk-
tioniert und wird auch 
in der kommenden Krise 
nicht funktionieren. Jobs 
zu retten bedeutet heute 
mehr denn je, sich Gedan-
ken über die Planung einer 
zukunftsfähigen, ökologi-
schen Industrie zu machen, 
die sich an den Bedürfnis-
sen der Menschen und nicht 
an Profiten orientiert. Für 
diese dringend nötige De-
batte möchte dieser Vor-
wärts-Schwerpunkt einen 
Beitrag leisten.

Christian Bunke

Die Leitindustrie der kapitalistischen
Weltwirtschaft schwächelt.
Mit ihr schwächelt das ganze  System.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI-Mehrheit): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Die Autobranche
kriegt die 
Dauerkrise
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 FDie Autoindustrie in 
Kombination mit der 
Ölindustrie stellt seit 
Jahrzehnten in etwa 7 
von 10 der mächtigsten 
Unternehmen der 
Welt. 80% des Kapitals 
ist bei 12 Konzernen 
konzentriert. Die 
Umsatzentwicklung 
der Autoindustrie folgt 
seit den 1970er Jahren 
der Entwicklung des 
weltweiten Wirt-
schaftswachstums.
 F 1999 wurden 3% der 
weltweit erzeugten 
Autos in China 
produziert, 2007 
bereits 12% und 2017 
waren es 29,7%. In 
den letzten 10 Jahren 
fiel der Anteil der in 
der EU produzierten 
Kraftfahrzeuge von 
27% auf 19,6%.
 FDie 29 größten Auto-
hersteller kündigten 
Anfang 2019 an, 
insgesamt 300 Mrd. US 
Dollar in die Entwick-
lung von Elektroautos 
zu investieren, 135 
Mrd. US-Dollar 
davon in China. 
Der VW-Konzern 
alleine hat eine 
Investitionssumme 
von 91 Mrd. US-Dollar 
angekündigt.
 FDer Anteil der Elekt-
roautos betrug 2018 
in China 1,5% aller 
PKWs. In Deutschland 
machen 2018 Elek-
troautos 0,12% des 
PKW-Bestands aus. 
Hohe Wachstumsraten 
und verstärkter Absatz 
des E-Autos müssen 
vor dem Hintergrund 
gesehen werden, dass 

sie von einer niedrigen 
Basis ausgehen. 
Nach wie vor hat 
der Großteil aller 
verkauften PKWs einen 
Verbrennermotor.
 F Jedes 3. -4. Auto, 
das bei BMW, Audi, 
Daimler oder VW vom 
Band rollt, ist ein SUV. 
 FEin durchschnittliches 
Elektroauto hat 
eine Reichweite von 
200 km und ca. 7 
Stunden Ladezeit.
 F In der österreichischen 
Autoindustrie sind ca. 
41.000 Arbeiter*innen 
direkt beschäftigt. 
Zählt man auch die 
Zulieferindustrie 
dazu, entspricht es ca. 
jedem 9. Arbeitsplatz 
in Österreich.
 FDie Kosten für den 40 
tägigen Streik bei GM/
USA 2019 belaufen sich 
Schätzungen zufolge 
auf rund 2 Mrd. Dollar.
 FBereits 1970, noch 
vor dem Druck der 
Erdölkrise, ergab 
eine Umfrage der 
deutschen Gewerk-
schaften: 75 % der 
Bevölkerung forderten, 
dem öffentlichen 
Personennahverkehr 
den Vorzug gegenüber 
dem Straßenausbau zu 
geben, 68% plädierten 
für generelle 
Einschränkungen des 
PKWs. Nichts davon 
wurde umgesetzt, 
sondern die damals 
amtierende SDP-FDP 
Regierung war im 
Gegenteil verantwort-
lich für das bis dahin 
größte Straßenreali-
sierungsprogramm.

Spätestens seit 2019 zeichnet 
sich eine neue gravieren-
de Krise der Autoindustrie 
ab. Dabei war 2018 noch ein 
Rekordjahr bei Umsatz und 
erzeugten KFZ. Doch nun 
liegen sogar in China 19% 
der Produktionsanlagen 
still. Nach einer Progno-
se des Fraunhofer-Instituts 

für Arbeitswirtschaft wer-
den bis 2030 rund 125.000 
der aktuell 800.000 Stellen 
in der deutschen Autoin-
dustrie wegfallen. Auch Ös-
terreich ist betroffen, etwa 
jeder 9. Job hängt an dieser 
Industrie.

Sie ist eine der ältesten 
und größten Industrien im 
internationalen Kapitalis-
mus. Trends und Entwick-
lungen kann man hier gut 
beobachten. Zur „Lösung“ 
aller großen Krisen der Au-
toindustrie griff man zur 
direkten Senkung der Ar-
beitskosten sowie dem Er-
schließen neuer Regionen 
für billigere Produktion 
bzw. mehr Absatz. In den 
1980ern war es Japan, dann 
Osteuropa und China.

Nach der bisher größ-
ten Krise der Branche 2008 
verlagerten die westlichen 
Konzerne innerhalb von 
zwei Jahrzehnten große 
Teile der Produktion nach 
China. Die „alten“ Granden 
der Autoindustrie, v.a. aus 
den USA, Deutschland und 
Japan, sind bei den Ver-
brennermotoren führend. 
China aber subventioniert 
massiv das Elektroauto, ei-

nen neuen Antriebsstrang, 
der die chinesische Indust-
rie an die Spitze der Branche 
bringen sollte.

Trumps Konflikt mit Chi-
na wurzelt auch in diesem 
Wettbewerb. Wie auch die 
Förderung von Industrie 4.0 
und der „Green Deal“ der 
EU Ausdruck der Angst des 

europäischen Kapitals sind, 
den Anschluss zu verlie-
ren.

Denn am Beginn der 
nächsten Krise stellt sich 
die Frage nach neuen 
Märkten – hier sucht man 
durch Umstellung bzw. 
Erweiterung der Produk-
tion auf einen neuen Mo-
tor nach einem Ausweg. 
Daimler, VW, Audi & Co. 
wollen immer mehr weg 
vom Verbrenner- und hin 
zum Elektromotor.

Diesen Wandel wollen 
sie mit öffentlichen För-
dergeldern sowie Sparpro-
grammen und Personalab-
bau finanzieren. Seit Jah-
ren baut die Branche Stel-
len ab. Doch es ist nicht 
die (vermeintliche) Öko-
logisierung, die Jobs kos-
tet, sondern der Prozess 
der Automatisierung und 
Produktionsverlagerung. 
Mit jeder Krise gab es die 
Debatte, wie der Autover-
kehr umweltfreundlicher 
gestaltet werden könn-
te: Biodiesel, Emissions-
begrenzung und nun das 
Elektroauto. Aus Sicht der 
Autoindustrie ging es nie 
um „die Umwelt“, sondern 

darum, die Krise zu über-
winden – mit Hilfe fetter 
staatlicher Subventionen.

Die Automatisierung der 
Branche war Eckpfeiler 
und Dilemma. Mit Einfüh-
rung der Serienprodukti-
on durch Henry Ford 1907 
stieg die Produktivität und 
der Aufstieg des US–Kapi-
talismus wurde voran ge-
trieben. In den 1980er Jah-
ren gelangte Japan dank 
Automatisierung gerade 
in der Autoindustrie in die 
Spitze der Weltwirtschaft. 
„Die fressen uns auf“ klag-
te US-Manager Henry Ford 
II. Die USA mussten mit-
halten und so waren die 
1980er nicht nur der Auf-
stieg Japans, sondern auch 
der Untergang Detroits. 
Die gestiegene Produktivi-
tät in Detroit rettete zwar 
vorübergehend die Profi-
te, aber nicht die Jobs, die-
se wurden entweder gleich 
gestrichen oder später die 
Produktion verlagert. Mitte 
des 20. Jahrhunderts hatten 
in Detroit noch 214.000 in 
der Autoindustrie gearbei-
tet, 1990 waren es nur noch 
104.000!

Durch die Automatisie-
rung verdoppelte sich in 
den letzten 50 Jahren der 
Output, die Wertschöp-
fung verdreifachte sich. 
Die gestiegene Produk-
tivität landet v.a. als Ge-
winn in den Taschen der 
Aktionär*innen. Gleichzei-
tig führte der Jobabbau zu 
steigender Arbeitslosigkeit.

Henry Ford brachte vor 
knapp 100 Jahren nicht nur 
das Fließband in die Bran-
che, sondern verknüpfte 
Autonutzung auch mit Pri-
vatbesitz. Und so gilt auch 
heute: Elektroauto statt 
Verbrenner, oder noch bes-
ser: Elektroauto als Zweit-

Zahlen & Fakten

Die Klimadebatte kommt der 
Autoindustrie gelegen, um die wahren 
Ursachen der Krise zu verschleiern.

Es gibt kein 
„Klima versus 
Jobs“-Dilemma
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Das Ziel aller Kapitalist*innen ist, möglichst viel Profit im 
Vergleich zu dem von ihnen vorgeschossenen Kapital 
zu machen. Dieses teilt Marx in zwei Kategorien: 1) das 
konstante Kapital (c), z.B. Maschinen und Werkzeuge. 
2) das variable Kapital (v) - also die Lohnsumme für die 
menschliche Arbeitskraft.

Die Kapitalist*innen kaufen unsere Arbeitskraft für ei-
ne bestimmte Zeit. Der Lohn entspricht im Durchschnitt 
dem Wert unserer Arbeitskraft – ist aber weniger als der 
Wert unserer gesamten in dieser Zeit geleisteten Arbeit. 
Das Kürzel (m) steht für diesen Mehrwert. Der Wert jeder 
Ware ist also c+v+m. (m) ist die Differenz zwischen vor-
geschossenem Kapital und dem Wert der Ware, also das, 
woraus die Kapitalist*innen ihren Profit schlagen. Das 
Verhältnis (m) zu (v) nennt Marx die Mehrwertrate (m/v). 
Sie zeigt, wieviel von unserer Arbeit wir tatsächlich be-

zahlt bekommen – und wieviel die Kapitalist*innen ein-
streichen.

Der tatsächliche Profit bemisst sich aber im Verhält-
nis des Mehrwerts zum gesamten vorgeschossenen Ka-
pital (c+v). Marx definiert deswegen die Profitrate als 
m/c+v. Da die Ausweitung des Arbeitstages (absolu-
ter Mehrwert) nur begrenzt möglich ist, versuchen die 
Kapitalist*innen, die Produktivkraft der Arbeit mittels 
neuer Technologie und Maschinen zu steigern (relativer 
Mehrwert). Das führt dazu, dass (c) größer wird. Die or-
ganische Zusammensetzung des Kapitals (c/v), also der 
Grad der Mechanisierung, nimmt zu. Das zeigt die Ent-
wicklung der Autoindustrie. 2017 war die Beschäftigten-
zahl mit 8,4 Millionen ähnlich wie 1970, die Zahl der pro 
Jahr hergestellten KfZs stieg jedoch von 16,5 auf 96 Milli-
onen - eine unglaubliche Steigerung der Produktivkraft. 
Doch weil die Arbeitskraft jetzt noch effektiver ausge-
presst werden kann, hat sie einen immer geringeren An-
teil am Gesamtprodukt. Nimmt die organische Zusam-
mensetzung des Kapitals (c/v) folglich stärker zu als die 
Mehrwertrate (m/v), dann führt das zu sinkenden Pro-
fitraten. 

Dieser Dynamik versuchen die Kapitalist*innen ent-
gegenzuwirken: Jobs streichen, um „überflüssige“ Aus-
gaben für variables Kapital zu reduzieren. Schicht- und 
Nachtarbeit, um die Maschinenlaufzeit zu erhöhen und 
konstantes Kapital effizienter zu nutzen. Investitionen in 
E-Mobilität und autonomes Fahren, um neue Märkte zu 
sichern. Letzteres hat zwei wichtige Folgen: Erstens wer-
den für Elektroautos weniger Bauteile und darum weni-
ger Beschäftigte gebraucht, die organische Zusammen-
setzung nimmt also noch mehr zu. Zweitens sind die nö-
tigen Investitionen für neue Technologien sehr hoch. Um 
sich gegen die US Tech-Giganten (Tesla, Google & Co) 
zu behaupten und die Kosten für konstantes Kapital zu 
drücken, bedarf es vermehrter Kooperation (z.B. BMW 
& Daimler) und Fusionen (Fiat Chrysler & PSA Ren-
ault). Auch hier folgen die aktuellen Ereignisse den histo-
rischen Entwicklungen. 1974/75 gab es 25 relevante Au-
tokonzerne, heute 12. Die Zulieferindustrie dominieren 
weltweit nur drei bis fünf Konzerne.

Philipp Chmel

Profitraten in der
Auto(matisierten) 
Produktion

auto – und nicht Ausbau des 
Öffentlichen Verkehrs, der 
wurde zurückgebaut, pri-
vatisiert und verteuert.

Der ökologische Nutzen von 
Elektroautos ist mehr als 
fraglich: Neben ungeklär-
ten Fragen zur Energie-
speicherung und -erzeu-
gung bleibt es im Konzept 
des Individualverkehrs 
haften. Auch Jobs werden 
in Summe mit dem Trend 

hin zum Elektroauto nicht 
geschaffen, sondern verla-
gert bzw. durch den Tech-
nologieschub abgebaut.

Es ist die Autoindustrie, 
die ein angebliches „Jobs 
versus Klima“-Dilem-
ma herbeiredet. Doch es 
sind die Grundprinzipien 
des Kapitalismus, die Jobs 
vernichten. Die Sicherung 
von Beschäftigung ge-
lingt weder durch Fest-
halten am Vebrennermo-
tor noch im Umstieg zum 
Elektroauto. Ein völlig an-
deres Konzept, wie Ver-
kehr organisiert werden 
kann und welcher nötig 
ist, kann tatsächlich Jobs 
sichern und schaffen. Und 
wenn menschliche Arbeit 
durch Automatisierung 
eingespart wird, kann das 
auch für eine Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem 
Lohn genutzt werden. Die 
Umstellung ist nicht nur 
aus sozialen und ökologi-
schen Gründen sinnvoll 
und nötig – sondern auch 
technisch möglich: Der 
hohe Grad an Automati-

sierung macht die Pro-
duktion schnell wandel-
bar. Allerdings nur, wenn 
man das Diktat des Profits 
überwindet und im In-
teresse der Gesellschaft, 
nicht im Interesse weniger 
Konzerne handelt.

Die Geschichte der Au-
toindustrie ist von Arbeits-
kämpfen geprägt – hier 
liegt auch der Schlüssel zur 
erfolgreichen Ökologisie-
rung. Der Grad der gewerk-

schaftlichen Organisierung 
dieser Branche ist traditio-
nell hoch, begünstigt durch 
große Fabriken mit vie-
len Beschäftigten an einem 
Standort. In kaum einer 
Branche ist streiken so ef-
fektiv und schmerzhaft für 
die Bosse. Das machte die 
Autoindustrie, als Teil der 
Metallindustrie, zum Weg-
weiser für andere Branchen 
in Bezug auf Lohnverhand-
lungen, Arbeitszeit, Ge-
sundheitsversicherung etc.

In den letzten Jahren 
flammten vermehrt Ar-
beitskämpfe auf. 2017 er-
reichte ein Streik bei VW 
in der Slowakei eine Lohn-
erhöhung von 13,5%, 2019 
einer bei Audi in Ungarn 
+18%. Und 2019 endete erst 
nach 40 Tagen der Streik 
bei General Motors in den 
USA. GM hatte 2018 noch 
10 Mrd. € Profit verzeich-
net, erhielt massive Steue-
rerleichterungen und Sub-
ventionen. Trotzdem soll-
ten Standorte geschlossen 
und Produktion verlagert 
werden. Bei den Lohnver-

handlungen 2019 platzte 
den Beschäftigten der Kra-
gen. 50.000 Arbeiter*innen 
an 55 Standorten legten die 
Arbeit nieder. Das Ergeb-
nis ist nur ein Teilerfolg, 
weil die Gewerkschafts-
führung nicht bereit war, 
den Kampf in der nöti-
gen Konsequenz zu füh-
ren. Denn die Gewerk-
schaftsbürokratie, die ge-
rade in der Autoindustrie 
teils absurde Blüten treibt, 
spielt oft eine negative Rol-
le. Betriebsrät*innen se-
hen sich häufig als Teil des 
Managements und agie-
ren „für das Unterneh-
men“. Ihr Lebensstandard 
ähnelt teils mehr dem der 
Chefetagen als jenem der 
Kolleg*innen. Die Folge: Sie 
verhindern bzw. bremsen 
Streiks, unterwerfen sich 
dem „Spardiktat“, akzep-
tieren schwache Lohnab-
schlüsse trotz hoher Pro-
fite. Die Gewerkschaftsbü-
rokratie zeigt sich auch in 
der Klimadebatte auf der 
Seite der Unternehmen. 
Die Erhaltung von Jobs 
wird der Klimakrise ent-
gegengehalten, anstatt Ar-
beitszeitverkürzung und 
Umstellung der Produkti-
on zu erkämpfen. Denn es 
sind die Arbeiter*innen, 
die am meisten von der 
Klimakrise betroffen sind.

Die Gewerkschaftsfüh-
rung versagt dabei, die 
wahren Ursachen der Kri-
se aufzuzeigen. Was Jobs 
gefährdet, ist die Profit- 
und Wettbewerbslogik der 
kapitalistischen Produk-
tionsweise. Das Dilem-
ma ist nicht Klima oder 
Jobs, sondern eine Wirt-
schaft und Gesellschaft für 
Arbeiter*innen oder eine 
für das Kapital.

Martina Gergits

Es ging nie um das Klima, es ging 
immer um Profit - so auch bei der 
Debatte um das Elektroauto.

Zum Weiterlesen
SLP-Broschüre: 
Basiswissen Marxismus – Politische Ökonomie
Bestellen unter: slp.at

Marx aktuell
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Der Mensch bewegt sich, ist 
mobil. Es ist etwas Positi-
ves, dass Menschen nicht 
ihr Leben auf wenigen 
Quadratkilometern ver-
bringen müssen, sondern 
die technischen Möglich-
keiten auch zu weiten Rei-
sen bestehen. Andererseits 
ist es für niemanden ange-
nehm, stundenlang zur Ar-
beit oder Schule zu pendeln.

Wohin die Reise der tür-
kis-grünen Regierung be-
züglich Mobilität geht, wird 

an drei Maßnahmen deut-
lich: Flugtickets sollen mit 
einer Steuer von 12.- belegt 
werden, die weder die Zahl 
der Flüge reduziert noch 
wird das Geld zweckge-
bunden für Umweltschutz 
eingesetzt. Privatbahnen 
sollen gefördert werden. 
Und bei Arbeitslosen sollen 
die Zumutbarkeitsbestim-
mungen verschärft werden 
– was mehr Pendeln bedeu-
tet.

Am Konzept des Indivi-
dualverkehrs wird nicht 
gerüttelt. Abgesehen von 
städtischen Ballungszen-
tren sind Menschen groß-
teils auf individuelle Ver-
kehrslösungen (Auto, Fahr-
rad aber auch zu Fuß gehen) 

angewiesen, um von A nach 
B zu kommen. Die Autoin-
dustrie setzte in den 80er 
Jahren und dann auch mit 
der EU ihre Interessen ge-
gen ein besser ausgebautes 
öffentliches Nahverkehrs-
system durch.

Die aktuelle Debatte rund 
um mehr oder weniger 
Elektroautos ist eine The-
menverfehlung, weil sie 
nicht das viel grundlegen-
dere Problem des Indivi-
dualverkehrs angreift. Ein 

echtes Programm zu nach-
haltiger Mobilität muss mit 
diesem Konzept brechen 
und auf ein kollektives ge-
plantes Verkehrswesen set-
zen. Das bedeutet u.a. den 
Ausbau von kostenlosen 
Straßenbahnen, Bus- und 
Zuglinien sowie anderer öf-
fentlicher Verkehrsmittel in 
Städten, um diese überwie-
gend autofrei zu halten. Es 
geht um den generellen Ab-
bau der Notwendigkeit des 
Individualverkehrs.

In Wien ist die Auto-
Quote nur ungefähr halb so 
hoch wie in “ländlichen” 
Bundesländern wie Ober- 
oder Niederösterreich. Das 
Auto wird gebraucht, um 
in die Schule, den Super-

markt, zum Arzt oder in 
die Arbeit zu kommen und 
am gesellschaftlichen Le-
ben teilnehmen zu kön-
nen. Es braucht intelligen-
tere Planung und Ausbau 
von öffentlichen Verkehrs-
mitteln, damit kein Auto 
zum Erreichen von zentra-
ler Infrastruktur, Schulen 
und dem Arbeitsplatz ge-
braucht wird. Für die „letz-
ten Meter“ können öffent-
lich zur Verfügung gestellte 
E-Autos oder E-Roller so-

wie ein öffentliches Sam-
meltaxisystem Lücken im 
Netz überbrücken. Ein so-
zialistisches Verkehrskon-
zept bedeutet nicht die Ein-
schränkung der persön-
lichen Freiheit durch das 
“Wegnehmen” des Autos, 
sondern, einen grundsätz-
lich anderen, kollektiven 
und demokratisch geplan-
ten Zugang zu Reisen und 
Mobilität zu etablieren.

Die Wiederbelebung regi-
onaler Infrastruktur schafft 
nicht nur Jobs, sondern auch 
Lebensqualität. In einer de-
mokratisch geplanten Wirt-
schaft kann Stahl für Schie-
nen und Straßenbahnen statt 
für Autos und Auspuffe pro-
duziert werden. Unzähli-

ge Jobs können für die Er-
zeugung nachhaltiger Ener-
gie und Produkte geschaffen 
werden. Niemand, der heu-
te in einer Branche arbei-
tet, die zu den „Umweltsün-
dern“ gehört, wird arbeitslos 
– wenn wir Wirtschaft und 
Gesellschaft von der Profitlo-
gik befreien.

Auch die Zersiedelung – 
das ungeplante Wachstum 
von Städten und die inef-
fiziente Ausnutzung der 
Siedlungsfläche – ist ein 
Problem. Nur mit demo-
kratischer Planung kann 
nachhaltige, sinnvolle und 
ökologische Siedlungspo-
litik umgesetzt und auch 
so ein massiver Schritt zur 
Vermeidung von Pend-
lerverkehr gemacht wer-
den. Wenn aber die Ar-
beitszeit kürzer ist und wir 
mehr Urlaub haben, dann 
ist Reisen kein hastiges um 
die Welt Jetten, sondern der 
Weg zum Urlaubsziel ist Teil 
des Urlaubs.

In einer Gesellschaft, in 
der nicht Profite, sondern 
menschliche Bedürfnisse 
im Zentrum stehen, werden 
wir auch unsere Städte an-
ders gestalten. Keine Stra-
ßen, in denen die Autos sich 
stauen, sondern Grünan-
lagen und Begegnungszo-
nen zum Spielen, Verwei-
len und Sport treiben. Eine 
weitgehend autofreie Stadt 
wird nicht durch Massen-
steuern wie eine City-Maut 
erreicht werden, sondern 
durch den massiven Aus-

bau eines kostenlosen öf-
fentlichen Verkehrs. Zug-
fahren ist rund 31-mal und 
öffentliche Verkehrsmit-
tel sind rund 15-mal kli-
mafreundlicher als das Au-
to. Der Umbau bringt auch 
eine massive Reduktion von 
Lärm für Anrainer*innen 
und verbessert die Luft. Das 
alles würde die Lebensqua-
lität für alle heben, insbe-
sondere für jene, die heute 
aus Geldgründen in Woh-
nungen bei viel befahrenen 
Straßen leben müssen.

Die angesprochenen 
Punkte können nur ein 
grober Überblick über die 
Vielzahl an Problemfeldern, 
aber auch an Möglichkei-
ten sein; Reduktion von 
Flugverkehr, die notwen-
dige Verstaatlichung der 
Energie-Industrie und des 
Transportsektors, Verlage-
rung des Transports auf die 
Schiene etc. gehören ebenso 
dazu. Wir müssen weg vom 
privaten Individualverkehr 
und hin zu einem öffentli-
chen Kollektivverkehr. Viel 
mehr als das Elektroau-
to braucht es dafür ein de-
mokratisch geplantes Ver-
kehrskonzept und ein neu-
es ökologisches Mobilitäts-
konzept im Interesse der 
Umwelt und der arbeiten-
den Bevölkerung. Die Ide-
en und technischen Mög-
lichkeiten gibt es längst, das 
Geld zur Finanzierung auch 
– die Umsetzung aber müs-
sen wir erkämpfen.

Stefan Brandl

 Autoindustrie

Links abbiegen

Für leistbare und umweltfreundliche
Mobilität für alle braucht es ein 
völlig anderes Verkehrskonzept.
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Zuletzt kam es zu Wellen der 
Solidarität, um Abschie-
bungen von Lehrlingen zu 
verhindern, wie bei Hos-

sein K., der eine Lehre zum 
Betriebselektriker in Schl-
adming machte. Es protes-
tierten 600 Menschen, ei-
ne Petition wurde gestartet 
und ein Video seiner Paten-
eltern verbreitet.

Abschiebungen wäh-
rend der Lehre wurden 
dank der Proteste zwar er-
schwert – doch finden diese 
dann nach der Lehre statt. 

Schellhorn (Neos) wies dar-
auf hin, dass es wirtschaft-
lich gesehen unklug wäre, 
Personen abzuschieben, die 

den „Fachkräftemangel“ 
ausgleichen können. Auch 
die ÖVP folgt dieser Logik: 
Asylwerber � innen dürfen 
bleiben, wenn sie für das 
Kapital profitabel und so-
mit verwertbar sind. Wir 
stellen uns klar gegen die-
se Profitlogik! Lehrlinge ge-
hören zur österreichischen 
A rb eiter*i n nen k l a s se, 
wie wohl die meisten 

Asylwerber*innen. Wer-
den ihnen Rechte verwehrt, 
sind wir alle schwächer. Wir 
sind gegen jede Abschie-
bung, jeder Mensch hat das 
Recht auf ein Leben in Wür-
de und Sicherheit. Es gibt 
genug Reichtum, um allen 
Ankommenden finanziel-
le Sicherheit zu bieten, oh-
ne von Österreicher*innen 
zu nehmen – Reichtum, 
der von Arbeiter*innen ge-
schaffen wird. Höchste 
Zeit, dass die Gewerkschaft 
aufhört, der Standortlogik 
zu folgen, die nur den Bos-
sen nützt und uns spaltet. 
Höchste Zeit auch, dass sie 
Geflüchtete im Kampf um 
ihre Rechte organisiert und 
aktiv gegen Abschiebungen 
kämpft!

                 Christine Franz

Bleiberecht statt Profit!

Nein zu allen Abschiebungen, nicht 
nur ein Ende der Abschiebung
von Lehrlingen!

Es ist nicht zu übersehen, 
dass unser Planet leidet. Er 
leidet unter einem System, 
welches die Natur für den 
Profit von einigen Wenigen 
ausbeutet. Doch was kön-
nen wir als Schüler*innen 
dagegen tun? Wir müssen 
uns wehren, aktiv wer-
den, Eigeninitiative setzen! 
Der Anfang ist bereits ge-
macht: Fridays for Future 
hat sich im letzten Jahr sehr 
stark entwickelt. Über-
all auf der Welt streiken 
Schüler*innen, um den Pla-
neten und die Menschheit 
vom Aussterben zu retten.

Während der Schulzeit 
zu streiken ist aber nur der 
erste Schritt. Wir müssen 
uns längerfristig organi-
sieren. In Wien bildet sich 
gerade ein „Jugendrat“ 
von aktiven Schüler*innen 
verschiedener Schulen. Sie 
fordern Gratis Öffis – ei-
ne wichtige Forderung für 
das Klima und für alle, die 
täglich zur Arbeit fahren 
müssen! Deswegen ist sie 
auch eine Möglichkeit, Be-
schäftigte aller Art in die 
Klimabewegung hinein zu 
holen. Das ist auch wichtig, 
um erfolgreich zu sein: Die 
kapitalistische Politik ig-
noriert uns Schüler*innen, 
solange wir keine Gefahr 
für ihren Geldbeutel sind. 
Wenn aber Betriebe ste-
hen, weil die Beschäftig-
ten streiken und Konzern-
bosse dann keinen Profit 
mehr machen, sieht es an-
ders aus!

Schüler*innen, Beschäf-
tigte – Wir alle, die zur 
Arbeiter*innenklasse gehö-
ren, müssen uns vereinen, 
um die Zukunft zu retten! 
Nur so werden wir es schaf-
fen, dieses System zu stür-
zen und unseren Planeten 
zu retten.

Du kannst damit an dei-
ner Schule anfangen: finde 
Verbündete an der Schu-
le – es gibt immer welche 
-  und bildet eine Grup-
pe. Erklärt, warum es 
notwendig ist, die Klim-
abewegung nicht nur auf 
Schulstreiks zu begren-
zen. Manche Menschen 
können auch Fragen ha-
ben: trefft euch nach der 
Schule, um zu diskutie-
ren. Bereitet auch inner-
halb der Aktionsgruppe 
Berichte darüber vor, was 
in der Welt gerade pas-
siert. Geht gemeinsam auf 
die Demos und organisiert 
eigene Aktionen.

Also hab keine Scheu, ak-
tiv zu werden und gegen 
das kapitalistische System 
zu handeln – Es ist unse-
re Pflicht nicht nur als Teil 
der Arbeiter*innenklasse, 
sondern auch als diejeni-
gen, die den Planeten in der 
Zukunft übernehmen müs-
sen.

Wenn du Fragen hast oder 
Unterstützung brauchst, 
wende dich an deine SLP-
Gruppe vor Ort! 

Stella, 17, 
Schülerin aus Linz

Jetzt SLP-Mitglied werden!
Aufgrund der Klimakri-
se brennen ganze Länder. 
Scheinbar endlose Krie-
ge verwüsten große Re-
gionen. In Afrika droht 
die größte Hungersnot 
seit langem. Die nächs-
te Weltwirtschaftskri-
se steht vor der Tür und 
bedroht auch hier un-
zählige Jobs und soziale 
Standards. Und das alles, 
obwohl die Menschheit 
längst das Wissen und die 
Mittel hätte, um in Ein-
klang mit der Umwelt und 

gleichzeitig ohne Man-
gel zu leben. Oft wirkt es 
so, könnte man sich eher 
das Ende der Welt vor-
stellen, als das Ende des 
Kapitalismus. Doch im-
mer mehr Menschen ste-
hen gegen diesen Wahn-
sinn auf. Sozialist*innen 
kämpfen auf der gan-
zen Welt für eine Gesell-
schaft ohne Ausbeutung 
und Unterdrückung. Die 
SLP und ihre Schwester-
organisationen in über 30 
Ländern sind Teil dieses 

Kampfes: Von den Streiks 
für bessere Arbeitsbe-
dingungen im Sozialbe-
reich hier in Österreich 
bis zu den Demonstra-
tionen in Australien ge-
gen die Kohlelobby, wel-
che für die verheeren-
den Brände verantwort-
lich ist: Kein Kampf für 
Verbesserungen ist uns 
zu klein, aber auch kei-
ner zu groß! Werde auch 
du Teil der Bewegung für 
eine sozialistische Alter-
native!

Bilde eine 
Klimaaktionsgruppe
an deiner Schule!

Seit 25 Jahren ist Mülkiye Laçin Freizeitpädagogin in 
Wien. Nun wurde sie im Urlaub in ihrem Heimat-
dorf in der Türkei festgenommen. Das Erdogan-
Regime kriminalisiert sie, weil sie sich auch für die 
Rechte von Frauen und Kurd*innen einsetzt. Ih-
re Kolleg*innen im Betriebsrat starteten nun die 
Kampagne „Free Mülkiye“.

Kopf des Monats
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Am 18. Dezember wurde Do-
nald Trump als erst dritter 
US-Präsident wegen Amts-
vergehen angeklagt. Die 
Anklage basiert auf zwei 
Punkten: 1) „Machtmiss-
brauch“ wegen des Zu-
rückhaltens von militäri-
scher Unterstützung für 
die Ukraine, um von dor-
tigen Beamten im Vorfeld 
der Wahlen 2020 einen po-
litischen „Gefallen“ zu er-
pressen. 2) „Behinderung 

der Justiz“ wegen der An-
weisung an Bundesbeam-
te, sich nicht an den Amts-
enthebungsverfahren zu 
beteiligen. Obwohl Trump 
nun offiziell vom Reprä-
sentantenhaus das Miss-
trauen ausgesprochen wor-
den ist, kommt als nächs-
tes ein Prozess im von den 
Republikaner*innen domi-
nierten Senat, wo es so gut 
wie sicher ist, dass Trump 
freigesprochen wird.

Donald Trumps Prä-
sidentschaft ist ei-
ne Bedrohung für die 
Arbeiter*innenklasse der 
USA und weltweit. Seine 
rassistische, Frauen ver-
achtende Regierung hat 
Rechtsextreme ermutigt 
und zum Anstieg von ge-
walttätigen Hassverbre-
chen beigetragen. Indem er 
den Unternehmen der fos-

silen Brennstoffindustrie 
zujubelt und Umweltaufla-
gen abbaut, steuert er ak-
tiv in großen Schritten ei-
ner globalen Klimakatas-
trophe zu. Er hat probiert, 
die Gesundheitsversiche-
rung für Millionen von Ar-
mutsbetroffenen zu strei-
chen, hat Gewerkschaf-
ten angegriffen, Kinder von 
Migrant*innen aus ihren 
Familien gerissen.

2020 hat mit der Ermor-

dung von Suleimani aus der 
Führungsspitze des irani-
schen Regimes durch die 
USA begonnen – eine kri-
minelle Eskalation des 
Konfliktes zwischen den 
USA und Iran, der einen 
großen Krieg riskiert, des-
sen Opfer die Bevölkerung 
des Mittleren Osten ist.

Allerdings beriefen sich 
die Demokraten für das 
Amtsenthebungsverfah-
ren auf keines dieser Ver-
brechen. Obwohl 10 Milli-
onen Menschen die Amts-
enthebung und die Besei-
tigung von Trump aus dem 
Amt unterstützen – was 
zeigt, wie sehr man ihn 
loswerden will –, war die-
se Unterstützung sehr pas-
siv. Für viele gerade aus der 
Arbeiter*innenklasse ist die 
Argumentationslinie der 
Demokraten für die Amts-

enthebung auf Basis des 
Ukraine-Falls wenig über-
zeugend.

Im Gegensatz dazu gab es 
im Juni 2018 landesweit 
Massendemonstrationen 
gegen Trumps Einwande-
rungspolitik. Die Women‘s 
Marches gegen Trumps 
zügellosen Frauenhass 
waren die größten Protes-
te der Geschichte der USA. 
Hätten die Demokraten 

das Verfahren zur Amts-
enthebung mit Bezug auf 
Trumps brutale Angrif-
fe auf Arbeiter*innen – die 
bereits zu einem öffent-
lichen Aufschrei geführt 
haben – begonnen, wür-
den dieses Verfahren und 
der ganze Prozess im Se-
nat viel mehr Leute mit-
reißen.

Die Socialist Alternati-
ve (Schwesterorganisation 
der SLP) in den USA hat da-
vor gewarnt, dass die Stra-
tegie der mit dem Kapital 
eng verflochtenen Führung 
der Demokratischen Partei 
nach hinten losgehen und 
sogar Trump helfen könnte. 
Die unternehmer*innen-
freundliche Führung der 
Partei unter Obama hat-
te geholfen, die Basis für 
Trumps Sieg zu legen, in-
dem sie die Banken retteten, 

während Millionen in der 
Krise ihre Jobs und Häuser 
verloren. Ihre Strategie der 
Amtsenthebung zeigt er-
neut, dass sie vollkommen 
gegen jede Herangehens-
weise sind, die sich auf das 
Mobilisieren von normalen 
Leuten für ihre eigenen In-
teressen stützt.

Linke wie Bernie San-
ders und Alexandria 
Ocasio-Cortez bewei-
sen, dass es innerhalb der 
Wähler*innenbasis der De-
mokraten, aber auch bei 
unabhängigen und so-
gar Wähler*innen der Re-
publikaner, eine massi-
ve Unterstützung für ei-
ne Politik im Sinne der 
Arbeiter*innenklasse gibt. 
Rund um deren Plattform 
zu mobilisieren bietet eine 
viel bessere Chance, Trump 
zu schlagen als der Ansatz-
punkt des Demokratischen 
Establishments. Indem sie 
diese Punkte ignoriert und 
alles tut, um die Kandida-
tur von Bernie zu sabotie-
ren, untergräbt die Füh-
rung der Demokratischen 
Partei unsere Möglichkeit, 
Trump 2020 zu besiegen – 
genauso wie sie es 2016 ge-
tan hat.

Arbeiter*innen können 
sich keinen weiteren Sieg 
Trumps leisten. Während 
die Führung der Demo-
kraten die Diskussion über 
die wahren Verbrechen 
Trumps vermeidet, soll-
te Bernie Sanders die kom-

menden Senatsprozesse als 
Plattform nutzen. Er sollte 
zu Massenprotesten gegen 
Trumps brutale Angriffe auf 
die „kleinen Leute“ und für 
eine Regierung im Interes-
se der Arbeiter*innen und 
nicht der Milliardär*innen 
aufrufen.

Ein solcher Schritt würde an 
die Frustration der Mehr-
heit der amerikanischen 
Wähler*innen über das 
gesamte politische Spek-
trum hinweg appellieren, 
die sich zu Recht vom ge-
samten politischen Esta-
blishment ignoriert fühlt. 
Die Organisation des Mas-
senzorns über Trumps Po-
litik ist bei weitem der ef-
fektivste Weg, ihn zu be-
siegen und mit dem Auf-
bau der Massenbewegung 
zu beginnen, die sich 
auf die soziale Macht der 
A r b e it e r* i n n e n k l a s s e 
konzentriert und nicht 
nur Trump beseitigt, 
sondern die gesam-
te Agenda der rechten 
Mill iardär*innenklasse 
besiegt. Socialist Alter-
native ist in den USA in 
der wiederauflebenden 
Arbeiter*innenbewegung 
und in der Bernie San-
ders Kampagne aktiv, die 
einen Ansatz einer neuen 
Arbeiter*innen- und Ju-
gendpartei darstellt.

Keely Mullen und 
Kailyn Nicholson, 

socialistalternative.org

Nur eine Politik für die Arbeiter*innenklasse 
kann Trump wirklich besiegen.

USA: Weg mit Trump?!



13Nr. 284 | 02.2020 Internationales

Was waren die wichtigsten 
Proteste der letzten Zeit?
Carmina: Proteste gibt es 
fast täglich. Bei diesen 
handelt es sich vor allem 

um Proteste für den Bau 
von Wohnungen, Versor-
gung mit Wasser, Schulen 
und Elektrizität etc.  Die-
se Proteste finden jedoch 
isoliert statt. Besonders 
wichtig waren die Kämp-
fe gegen Rassismus (Anm. 
gegen Einwanderer*innen 
aus anderen afrikanischen 
Staaten) und sexualisier-
te Gewalt (Anm. nach der 
Vergewaltigung und Er-

mordung einer Studentin) 
im August und September 
des letzten Jahres.
Was war an diesen Kämpfen 
besonders?

Carmina: Sie haben Studie-
rende und Arbeiter*innen 
aus verschiedenen Com-
munities unabhängig von 
Herkunft, Geschlecht, 
oder sexueller Orien-
tierung zusammen ge-
bracht. Die Kämpfe der 
Arbeiter*innenklasse wer-
den nicht nur um „rein“ 
ökonomische Themen ge-
führt. Der Kampf gegen 
Rassismus und Sexismus 

hat einen enormen Ein-
fluss bekommen. Das drü-
cken auch die Proteste des 
letzten Jahres aus.  
An welchen Kämpfen betei-
ligte sich WASP?
Carmina: Wir waren füh-
rend im Kampf ge-
gen die rassistische Ge-
walt im August und führ-
ten verschiedene Teile der 
Arbeiter*innenklasse in ei-
ner Demonstration in Jo-
hannesburg zusammen. 
Wir verlinkten den Kampf 
gegen Rassismus und Sexis-
mus und zeigten auf, dass 
beide Ausdruck des verrot-
teten kapitalistischen Sys-
tems sind. Zudem sind wir 
in der Klimabewegung ak-
tiv. Hier drängen wir vor 
allem wir den Gewerk-
schaftsbund SAFTU zu be-
trieblichen Aktionen.

Soziale Kämpfe
in Südafrika

Zypern: We Stand With Her

Interview mit Carmina Shoeman
der WASP (Workers and Socialist
Party in Südafrika)

Ende 2018 befanden sich 
unter den 10 Ländern mit 
der höchsten Anzahl an 
Flüchtlingen 6 afrikani-
sche (DR Kongo, Süd-Su-
dan, Somalia, Äthiopi-
en, Sudan, Nigeria). Be-
reits während der Koloni-
alherrschaft wurden die 
Weichen für das heuti-
ge Elend gestellt. Die Ko-
lonien sollten in Abhän-
gigkeit von den kapitalis-
tischen Zentren diese mit 
Rohstoffen oder Agrar-
produkten versorgen. So-
zialer Aufstieg war für die 
lokale Bevölkerung nur 
über Posten im autoritä-
ren Staat möglich. Nach 
der Unabhängigkeit ver-
folgten die Eliten des Kon-
tinents diese Strategie 
weiter. Regierungs- und 
Staatsposten dienten über 
ein weites Netz an Kor-
ruption dem Aufbau einer 
kleinen parasitären Klasse 
an Kapitalist*innen, wel-
che zur Aufrechterhaltung 
ihrer Macht auf Gewalt 
setzte. Unter Ausnutzung 
der von der Kolonialherr-
schaft geförderten rassis-
tischen Spaltung und der 
desaströsen Armut wur-
den Ethnie (oder Clan) 
zur Basis von Herrschaft. 
Der Rassismus des suda-
nesischen Bashir-Regimes 
und der Bürgerkrieg in 
Darfur sind Beispiele da-
für.

Doch in Afrika zeigt 
sich auch die Absurdität 
des Begriffs „Wirtschafts-
flüchtling“: 2016 befanden 

sich unter den 10 häufigs-
ten Staatsbürgerschaften 
an Mittelmeerflüchtlin-
gen 5 Westafrikanische. 
Hier sorgten bereits in 
den 1970er Jahren die bei-
den Ölpreisschocks und 
die erste Weltwirtschafts-
krise nach dem 2. Welt-
krieg aufgrund der Ex-
portabhängigkeit für ka-
tastrophale soziale Folgen. 
Aufgrund der sinkenden 
Nachfrage konnten Länder 
wie der Senegal oder Gui-
nea ihre Rohstoffe nicht 
mehr verkaufen. Gleiches 
galt für Agrarprodukte. 
Die damit einhergehen-
de Verschuldung rief IWF 
und Weltbank auf den 
Plan. Für Kredite wurden 
im Zuge von „Strukturan-
passungsprogrammen“ 
M a s s e n e n t l a s s u n g e n , 
Währungsabwertungen, 
Privatisierung und Kür-
zungen bei Gesundheit 
und Bildung, sowie die 
Marktöffnung für interna-
tionale Konzerne verlangt. 
Durch die Verdrängung 
heimischer Kleinproduk-
tion und drastisches Kür-
zen der Einkommen (z.B. 
im Senegal um 18 % bei 
Arbeiter*innen) wurde 
letztendlich die Basis für 
heutige Fluchtbewegun-
gen geschaffen.

Die Folgen der Klima-
krise drohen, noch viel 
mehr Menschen in die 
Flucht zu zwingen. Einen 
Kapitalismus ohne Flucht 
und Elend nicht gibt.

 Lukas Kastner

Afrika: 
Kapital schafft 
Flüchtlinge

In Zypern, Israel und Groß-
britannien gab es An-
fang Dezember Protes-
te, nachdem eine Britin 
zu vier Monaten Haft we-
gen „Erregung öffentli-
chen Ärgernisses“ verur-
teilt wurde. Sie war Opfer 
einer Gruppenvergewal-
tigung durch israelische 
Staatsbürger in Zypern 
geworden und hatte die-
se angezeigt. Auch die 
mediale Berichterstat-
tung und der Umgang der 
Regierung mit dem Fall 
werden kritisiert, da die-

se von „victim blaming“ 
(Versuche, das Opfer als 
Täterin darzustellen) ge-
prägt sind. In einer ge-
meinsamen Stellungnah-
me der SLP-Schwesteror-
ganisationen aus Zypern, 
Israel/Palästina und Bri-
tannien wurde u.a. die 

„demokratische Kontrol-
le der Untersuchung und 
des Gerichtsprozesses 
durch Arbeiter*innen-
Organisationen und de-
ren Frauenstrukturen“ 
gefordert.

nedacy.wordpress.com

In Nordirland streikten am 
18.12. die Beschäftigten 
des Gesundheitsbereichs 
gegen niedrige Löhne und 
unsichere Arbeitsbedin-
gungen. Mehrere Gewerk-
schaften riefen gemein-
sam zu den Kampfmaß-
nahmen auf, die Beschäf-
tigten begrüßt das. Die 
Wut über die schleppen-
den Verhandlungen mit 
der Gesundheitsbehörde 
über das vergangene Jahr 
waren dem Streik voran-
gegangen. Das heizte die 
Wut bei den Kolleg*innen 

weiter an. Seit plötzlich 
£28 Millionen vom Fi-
nanzamt für ein neues 
Angebot an die Beschäf-
tigten auftauchten, ist 
klar, dass das Argument, 
es wäre kein Geld da, eine 
Lüge ist. Die Socialist Par-
ty (Schwesterorganisati-
on der SLP in Irland) un-
terstützt die Streiks und 
tritt für eine konsequen-
te Kampagne inklusive 
Eskalationsstrategie ein, 
weil einmalige Streiks oft 
zu wenig sind.

socialistparty.ie

Nigeria
In Nigeria kämpfen 
Arbeiter*innen für die 
Umsetzung des Mindest-
lohns von 30.000 Naira 
(ca. 75 €), der im April 2019 
gesetzlich eingeführt, in 
über 25 Bundesstaaten 
aber bis Ende 2019 nicht 
umgesetzt wurde. Des-
halb kam es im Dezember 
zu Streiks, bei denen auch 
Democratic Socialist Mo-
vement (CWI Nigeria) un-
terstützte und zu öffentli-
chen Streik- und Protest-
aktionen aufrief.
               socialistnigeria.org

N-Irland: Gesundheitsstreik
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI-Mehrheit)



14 Nr. 284 | 02.2020Theorie & Debatte

Rendi-Wagner ist nicht schuld!
Die Krise der Sozialdemokra-
tie ist seit Jahrzehnten The-
ma. Seit der Ära des Son-
nenkönigs Kreisky, der 1971 
das Rekordergebnis von 50% 
einfuhr und die SPÖ zu über 
700.000 Mitgliedern führ-

te befindet sich die Partei 
im Sinkflug. Doch mit den 
Wahlniederlagen der letzten 
Jahre hat die Krise eine neue 
Qualität erreicht. Während 
die „Politikexpert*innen“ im 
Fernsehen analysieren, dass 
die SPÖ in der Opposition 
nicht angekommen sei, hof-
fen viele in der Partei auf ei-
ne Erneuerung in eben die-
ser. Erneuerungswünsche 
reichen von „zurück zu al-
ten Werten“ bis Übernahme 
rechter „Erfolgsmodelle“.

Doch was ist eigentlich ge-
scheitert? Sozialistische Ide-
en sind es nicht, sie erfreuen 
sich – siehe Sanders – wach-
sender Beliebtheit. Es sind 
auch nicht die Veränderung 
in der Erwerbsstruktur oder 
ein gestiegenes Bildungslevel, 
welche die Sozialdemokra-
tie überflüssig gemacht hät-
ten. Die langanhaltende Kri-
se der Sozialdemokratie hat 
ihre Wurzeln letztlich in der 
ursprünglich reformistischen 
Ausrichtung dieser Partei. 

Diese führte dazu, dass sie von 
einer Arbeiter*innenpartei 
zur bürgerlichen Partei, 
wenn auch mit besonderer 
Geschichte, wurde.

Schon in ihren Anfängen 
kettete Führung der Sozial-

demokratie die Partei fest an 
den Kapitalismus. Es wur-
de versucht, diesen zu zäh-
men und die brutalsten Aus-
wüchse zu beseitigen – aber 
nicht das System selbst. Die 
Revolution wurde 1918 be-
wusst verhindert. Stattdes-
sen baute man das „Rote 
Wien“ auf – zwar mit hand-
festen Verbesserungen für 
die Wiener Arbeiter*innen, 
aber nie mit der ernsthaf-
ten Perspektive, das System 
(oder auch nur die Stadt-
grenzen) zu überwinden. 
Das Projekt musste Scheitern 
und die ganze österreichische 
Arbeiter*innenklasse musste 
den blutigen Preis dafür zah-
len.

Die Sozialdemokratie zog 
daraus die Lehre, es mit der 
Konfrontation der herr-
schenden Klasse lieber ganz 
sein zu lassen. Stattdessen 
wurde Politik im „nationa-
len Interesse“ (also für das 
Kapital gemacht) und sozial 
angemalt. Der gar nicht lin-

ke Kreisky etwa schmück-
te seinen Modernisierungs-
anschub für das österrei-
chische Kapital mit ein paar 
gesellschaftspolitischen Fort-
schritten.

Wenn das Ziel nicht die 

Überwindung, sondern die 
Reform des Kapitalismus ist, 
dann ergibt sich logisch die ei-
gene Rolle daraus: eine Partei 
zu sein, die versucht in staat-
licher bzw. Regierungsver-
antwortung soziale Akzente 
zu setzen. Daher kommt auch 
das Problem mit der Opposi-
tionsrolle. Die Spielräume für 
Reformen aber hängen nicht 
von der Überzeugungskraft 
der Argumente, sondern von 
harten wirtschaftlichen Fak-
ten und Kräfteverhältnissen 
ab.

Die Verbürgerlichung der 
Sozialdemokratie war ein lan-
ger Prozess, zu dem der Ver-
lust einer aktiven Parteiba-
sis sowie einer Verankerung 
in der Arbeiter*innenklasse 
gehörte. Kämpfe und Stim-
mungen der Klasse drücken 
sich längst nicht mehr in der 
SPÖ aus. Die SPÖ nützt zwar 
ihre Verbindung zur Ge-
werkschaft noch zur Durch-
setzung der Parteiinteressen 
(Stichwort: Stillhalten bei 

Kürzungen), aber in die an-
dere Richtung funktioniert 
das nicht mehr. Der Verlust 
der Verankerung in Wechsel-
wirkung mit der Umsetzung 
brutaler Kürzungspolitik war 
die Grundlage für die Serie 
von Wahlniederlagen.

Auf der Suche nach einer neu-
en sozialen Basis musste die 
SPÖ feststellen, dass die-
se schon besetzt war: die 
ÖVP deckte das Kapital und 
die Bäuer*innenschaft ab, 
die FPÖ v.a. Kleinunter-
nehmen und zunehmend 
verarmte Schichten der 
Arbeiter*innenklasse und die 
Grünen bzw. Neos ein mo-
dernes, urbanes Klientel. Also 
blieb der SPÖ nur der Rück-
zug auf die Rolle als staatstra-
gende Partei, die das Beste für 
„die Wirtschaft“ tut. Letztere 
war – auch als Relikt aus der 
Kreisky-Ära – v.a. internati-
onales Kapital. Ausdruck die-
ses Wandels waren der Wech-
sel von SPÖ-Politiker*innen 
von bzw. zu Multis wie Sie-
mens, VW oder Magna.

Alle Ideen, die Sozialde-
mokratie mit „alten Werten“ 
zu „alter Stärke“ zu brin-
gen, müssen scheitern. We-
der Julia Herr noch Max Ler-
cher versuchen auch nur, aus 
dem Widerspruch „links re-
den, rechts handeln“ auszu-
brechen. In einigen Staaten 
sah es zeitweise nach linken 
Kurswechseln aus: Corbyn in 

Britannien ist der Bürokra-
tie aber eher „passiert“ und 
wurde so vorübergehend 
zum Hoffnungsträger für lin-
ke Sozialdemokrat*innen. 
Das Scheitern von Labour bei 
den vergangenen Wahlen ist 
aber nicht das Ergebnis ei-
nes zu linken Kurses. Cor-
byn ist am Versuch zerrissen, 
den Spagat zwischen rechtem 
Labour-Apparat und teil-
weise neuer linker Basis und 
Wähler*innenschaft auf Dau-
er aufrecht zu erhalten. Der 
Ruf nach der Einheit dieser 
zwei widerstrebenden Kräf-
te hat zur Schwächung und 
zum wohl mittelfristigen Sieg 
der Rechten in der Labour 
Party geführt.

Die alte Debatte in der 
Arbeiter*innenbewegung 
über die Frage von Reform 
oder Revolution muss an-
gesichts der tiefen Krise, 
in der sich das kapitalisti-
sche System und die bür-
gerliche Demokratie befin-
den dringend wieder auf-
genommen werden – aller-
dings weniger in der SPÖ, als 
in und um neue linke Projek-
te. Denn wahrscheinlicher als 
die Umwandlung der Sozi-
aldemokratie wieder in eine 
Arbeiter*innenpartei ist der 
Aufbau einer neuen, sozialis-
tischen Arbeiter*innenpartei 
aus den sozialen Bewegun-
gen und Klassenkämpfen, die 
stattfinden. 

Sonja Grusch

Die Krise der Sozialdemokratie ist die Folge
von Reformismus und Verbürgerlichung.
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1 Frauen sind am 
stärksten von ge-
kürzten oder nicht 

vorhandenen Sozial-
leistungen betroffen. 
Für Gleichberechtigung 
braucht es keine Lippen-
bekenntnisse, sondern 
flächendeckende, kos-
tenlose Kinderbetreu-

ung, ein ausfinanzier-
tes öffentliches Kran-
ken- und Pflegesystem 
und gleiches Einkommen 
für Frau und Mann, von 
dem man ordentlich le-
ben kann.

2 Thematisiert wer-
den u.a. Haus-
halts- und Frau-

enstreiks. Erstere sollen 
v.a. im familiären Kreis 
die Ungleichverteilung 
der Hausarbeit zeigen. 

Nachvollziehbar! Doch 
werden so gesellschaftli-
che Probleme auf die in-
dividuelle Ebene gezo-
gen. Frauenstreiks, an 
denen nur Frauen teil-
nehmen, erwecken den 
Eindruck, Männer seien 
das Problem. Das lenkt 
vom wirklichen Verur-

sacher ab – der Gesell-
schaft in ihrer jetzigen 
Form.

3 3. Um Wirtschaft 
und damit die 
Tonangeber*innen 

zu echten Veränderungen 
zu zwingen, braucht es 
betriebliche Streiks wie 
z.B. 2019 in Spanien und 
der Schweiz. Beim femi-
nistischen Streik sind al-
le miteinbezogen, denn 
wenn nicht alle Beschäf-

tigten Teil des Streiks 
sind, fehlt es an Durch-
schlagskraft.

4 Eigentlich wären 
Frauenfragen Ge-
werkschaftsfra-

gen, aber auch hier stößt 
man auf die hohlen Phra-
sen, nicht auf den Willen 
zu konkreten Handlun-
gen. Um das zu ändern, 
braucht es Druck von un-
ten.

5 Ein feministischer 
Streik zeigt nicht 
nur die momenta-

nen Missstände auf. Er ist 
die Möglichkeit, gesell-
schaftliche Probleme kol-
lektiv anzugehen und er-
folgreich zu bekämpfen 
– gemeinsam als Frauen 
und Männer. Ein wichti-
ger Schritt auf dem Weg 
zu einer selbstbewuss-
ten und kämpferischen 
A rbeiter*i n nen-Bewe-
gung.

Esther Sztatecsny

Fünf Gründe, warum...

...ein feministischer 
Streik notwendig ist.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

Beginn der McCarthy-Ära: Namensgeber für die staatli-
che Verfolgung (vermeintlicher) Kommunist*innen 
ist der US-Senator Joseph McCarthy. Nach 1945 stan-
den die UdSSR und China im außenpolitischen Fo-
kus. Dank Staatspropaganda stieß die Verfolgung von 
„Kommunist*innen“ in den USA auch in breiteren Tei-
len der Bevölkerung auf Zuspruch. Roosevelts New 
Deal wurde als „kommunistisch“ verunglimpft; Be-
schäftigte im Staatsdienst einer Gesinnungsüberprü-
fung unterzogen. Die Ausrottung sozialistischer Ideen 
gelang trotzdem nicht. Mit Bernie Sanders, Alexandria 
Ocasio-Cortez und nicht zuletzt Kshama Sawant zeigt 
sich heute: Sozialistische Ideen sind in den USA popu-
lärer denn je.              Stefanie Klamuth

Vor 70 Jahren...
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Viele der jüngsten Ereig-
nisse zeigen, dass der 
Kampf um Frauen*rechte 
nach wie vor dringend 

nötig ist: Von Rekord-
zahlen weiblicher Mord-
opfer bis zur Kürzungs-
politik bei der Nachmit-
tagsbetreuung in Ober-
österreich (ÖVP/FPÖ) 

oder der weiteren Ver-
lagerung der Pflege ins 
Private (ÖVP/Grüne). Die 
kostenlose oder unterbe-

zahlte Arbeit von Frauen* 
ist im Kapitalismus ei-
ne Notwendigkeit. Echte 
Gleichberechtigung, die 
nicht nur am Papier steht, 
können wir nur erkämp-

fen, wenn wir auch die-
ses System bekämpfen.

Vielerorts entsteht Wi-
derstand gegen Sexis-

mus und Ausbeutung – 
z.B. die lateinamerikani-
sche Bewegung „Ni una 
menos“ gegen Gewalt an 
Frauen*, die Streiks im 
überwiegend weiblichen 

Sozialbereich oder der 
erfolgreiche Kampf ge-
gen das Abtreibungsver-
bot in Irland.

In diesem Sinne wollen 
wir auch in Linz den Pro-
test für Frauen*rechte auf 
die Straße bringen und 
eine Demonstration am 
8. März, dem Internati-
onalen Frauen*kampftag, 
sicherstellen – hilf mit, 
diesen Widerstand gegen 
Gewalt, Kürzungspolitik 
und Bevormundung ge-
meinsam zu organisieren.

 Sarah Lammer

8. März: Internationaler 
Frauen*kampftag!

In Linz und überall: Gemeinsam auf die Straße gegen 
Sexismus und Kapitalismus!

Termin
Linz: 

Demo zum 
inter-

nationalen 
Frauen*tag!

8. März, 
1400 Uhr,

Musiktheater 
am Volksgarten

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
in der ‘Stadtschenke’ 
Neutorgasse 22

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
in der ‘Alten Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeden 2. Donnerstag,  
(Genaue Termine findest du auf 
der SLP-Website)

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


